
Was ist versichert?
	Als Jäger müssen Sie nach dem Bundesjagdgesetz 
eine Haftpflichtversicherung abschließen, wenn Sie 
als Inhaber eines Jagdscheins der Jagd nachgehen 
wollen.

	Gegenstand der Jagdhaftpflichtversicherung ist es, 
gegen Sie geltend gemachte Haftpflichtansprüche 
zu prüfen, berechtigte Ansprüche zu befriedigen 
und unberechtigte Ansprüche abzuwehren.

	Versichert sind durch eine Jagdhaftpflichtversiche-
rung Schäden an fremden Personen oder Sachen, 
die bei der Jagd entstehen. Dazu gehören bei-
spielsweise Schäden aus:

	dem erlaubten Besitz bzw. Gebrauch von  
Hieb-, Stoß und Schusswaffen oder Munition  
und Geschossen, auch außerhalb der Jagd,

	fahrlässiger Überschreitung des Notwehrrechts, 
	dem Halten von bis zu drei Jagdgebrauchs- 
hunden,

	dem Halten und dem Gebrauch kleiner  
Wasserfahrzeuge ohne Motor.

	Ihr Versicherungsschutz kann sich auch auf weitere 
Personen erstrecken, wie z. B. nicht gewerbsmäßig 
tätige Hüter von Jagdgebrauchshunden.

	Die Höhe der vereinbarten Versicherungssummen 
können Sie Ihrem Antrag oder auch Ihrem Versiche-
rungsschein entnehmen.

Was ist nicht versichert?
	 Zur gesetzlichen Haftpflicht gehört nicht, wenn Sie 
sich allein durch eine vertragliche Zusage gegen-
über einem anderen zu einer Leistung verpflichten.

Gibt es Deckungseinschränkungen?
	� Es gibt eine Reihe von Fällen, in denen der  

Versicherungsschutz eingeschränkt sein kann. 
	� Wir leisten für Schäden überdies nur bis zu den 

vereinbarten Versicherungssummen. In jedem Fall 
vom Versicherungsschutz ausgeschlossen sind  
zum Beispiel gesetzliche Ansprüche:

	� wegen vorsätzliche Handlungen,
	� zwischen Mitversicherten,
	� durch den Gebrauch eines versicherungspflichtigen 

Kraftfahrzeugs,
	� an gepachteten oder geliehenen Sachen.. 

Wo bin ich versichert?
	�Die Jagdhaftpflichtversicherung gilt weltweit. Auch wenn Sie während eines vorübergehenden Auslandsaufenthalts einen 
Haftpflichtschaden verursachen, sind Sie geschützt. Soweit im Gastland Versicherungspflicht gegen Haftpflichtschäden  
bei der Jagd besteht, sollte in jedem Fall geprüft werden, ob der deutsche Versicherungsschutz den Anforderungen des 
Gastlandes entspricht.

Jagdhaftpflichtversicherung
Informationsblatt zu Versicherungsprodukten	
Unternehmen: Bayerische Beamten Versicherung AG	 Produkt:  
Deutschland	 Jagdhaftpflichtversicherung

Dieses Blatt dient nur Ihrer Information und gibt Ihnen einen kurzen Überblick über die wesentlichen Inhalte Ihrer Versicherung. Die vollständi-
gen Informationen finden Sie in Ihren Vertragsunterlagen (Versicherungsantrag, Versicherungsschein und Versicherungsbedingungen). Damit 
Sie umfassend informiert sind, lesen Sie bitte alle Unterlagen durch.

Um welche Art von Versicherung handelt es sich?
Wir bieten Ihnen eine Jagdhaftpflichtversicherung an. Diese schützt Sie gegen finanzielle Risiken, die im Zusammenhang mit Schadenersatzfor-
derungen Dritter aus der Jagd entstehen. 

|   1   | 



Jagdhaftpflichtversicherung
Informationsblatt zu Versicherungsprodukten	
Unternehmen: Bayerische Beamten Versicherung AG	 Produkt:  
Deutschland	 Jagdhaftpflichtversicherung

|   2   | 

B
 2

0
0

0
30

 (
12

.17
)

Wann beginnt und endet die Deckung?
Der Versicherungsschutz beginnt zu dem im Versicherungsschein angegebenen Zeitpunkt. Voraussetzung ist, dass Sie den 
ersten Versicherungsbeitrag rechtzeitig und vollständig gezahlt haben. 

Das Versicherungsjahr entspricht bei Jahresverträgen immer dem Jagdjahr vom 01.04. bis 31.03. des Folgejahres. Auch bei  
Versicherungen, die nach dem 01.04. beginnen, endet die Vertragslaufzeit am 31.03. des Folgejahres und werden dann automa-
tisch um jeweils ein weiteres Jahr verlängert, außer Sie oder wir kündigen den Vertrag.

Wie kann ich den Vertrag kündigen?
Sie können den Vertrag ebenso wie wir zum Ablauf der zunächst vereinbarten Vertragsdauer und zum Ablauf jedes Verlänge-
rungsjahres kündigen (das muss spätestens drei Monate vor dem Ende der Vertragslaufzeit geschehen).  
Ebenfalls können Sie und wir nach dem Eintritt eines Schadenfalles den Versicherungsvertrag kündigen.

€
€ Wann und wie zahle ich?

Den ersten Beitrag müssen Sie spätestens zwei Wochen nach Erhalt des Versicherungsscheins zahlen. Wann Sie die weiteren 
Beiträge zahlen müssen, ist im Versicherungsschein genannt. Je nach Vereinbarung kann das monatlich, vierteljährlich, halbjähr-
lich oder jährlich sein. Sie können uns die Beiträge überweisen oder uns ermächtigen, die Beiträge von Ihrem Konto einzuziehen. 

Welche Verpflichtungen habe ich?

Es bestehen beispielsweise folgende Pflichten:
-	 Bitte machen Sie im Versicherungsantrag wahrheitsgemäße und vollständige Angaben. 
-	 Teilen Sie uns mit, ob und in welcher Form sich das versicherte Risiko verändert hat. 
-	 Es ist möglich, dass Sie von uns aufgefordert werden, besondere gefahrdrohende Umstände zu beseitigen.
-	 Zeigen Sie uns jeden Schadenfall unverzüglich an, auch wenn gegen Sie noch keine Schadensersatzansprüche  

geltend gemacht worden sind. 
-	 Sie sind verpflichtet, so weit wie möglich den Schaden abzuwenden bzw. zu mindern und uns durch  

wahrheitsgemäße Schadenberichte bei der Schadenermittlung und -regulierung zu unterstützen.
-	 Die Versicherungsbeiträge müssen Sie rechtzeitig und vollständig bezahlen.



58
22

78
, e

rs
te

llt
 m

it 
VO

IS
 5

.3
0.

21
Wichtige Hinweise und Verbraucherinformationen
Seite 1 von 3

Erläuterungen und Hinweise

I Verantwortlichkeit für den Antrag
Der Versicherer übernimmt den Versicherungsschutz im Vertrauen darauf, dass
Sie die Angaben richtig und vollständig beantworten.
II Bedeutung der Antragsfragen
Ich weiß, dass ich bei unrichtigen oder unvollständigen Angaben meinen Versi-
cherungsschutz gefährde, da der Versicherer vom Vertrag zurücktreten bzw. die
Leistung verweigern, den Vertrag kündigen oder anpassen kann.
III Einwilligungsklausel nach dem Bundesdatenschutzgesetz 
Ich willige ein, dass die Bayerische Beamten Versicherung AG im erforderlichen
Umfang Daten, die sich aus den Antragsunterlagen oder der Vertragsdurchfüh-
rung (Beiträge, Versicherungsfälle, Risiko/Vertragsänderungen) ergeben, an
Rückversicherer zur Beurteilung des Risikos und zur Abwicklung der Rückversi-
cherung sowie zur Beurteilung des Risikos und der Ansprüche an andere Versi-
cherer und/oder an den Gesamtverband der Deutschen Versicherungswirtschaft
e.V. (GDV) zur Weitergabe dieser Daten an andere Versicherer übermittelt. Die-
se Einwilligung gilt auch unabhängig vom Zustandekommen des Vertrages so-
wie für entsprechende Prüfungen bei anderweitig beantragten Versicherungsver-
trägen und bei künftigen Anträgen.
Ich willige ferner ein, dass die Versicherer der Bayerischen meine allgemeinen
Antrags-, Vertrags- und Leistungsdaten in gemeinsamen Datenbanken führen
und an die für mich zuständigen Vermittler weitergeben, soweit dies der ord-
nungsgemäßen Durchführung meiner Versicherungsangelegenheiten dient. Die-
se Einwilligung gilt nur, wenn ich bei Antragstellung vom Inhalt des Merkblattes
zur Datenverarbeitung Kenntnis nehmen konnte, das mir zusammen mit weite-
ren gesetzlich vorgesehenen Verbraucherinformationen, auf Wunsch auch so-
fort, überlassen wird.
Ich willige ein, dass der Versicherer zum Zwecke des Vertragsabschlusses und
bei Bedarf im Laufe der aktiven Geschäftsbeziehung zu Zwecken der Vertrags-
verwaltung und -abwicklung Informationen zu meinem bisherigen Zahlungsver-
halten sowie Melderegisterauskünfte von der infoscore Consumer Data GmbH,
Rheinstraße 99, 76532 Baden-Baden bezieht und nutzt.
IV Beitragsanpassung in der Haftpflichtversicherung
Auf die Möglichkeit einer Beitragsanpassung zur Haftpflichtversicherung gemäß
Ziff. 15 AHB wird hingewiesen.
V Schadensmeldung
Schäden sind unverzüglich unter Angabe der Versicherungsschein-Nr. zu mel-
den. 
VI Außergerichtliche Streitschlichtung
Beschwerdemanagement der Bayerischen
Sie stehen im Mittelpunkt unserer Bemühungen. Sollten Sie dennoch einmal un-
zufrieden sein, nehmen Sie bitte unser für Sie eingerichtetes Beschwerdema-
nagement in Anspruch. Nähere Informationen und ein Formular zur Kontaktauf-
nahme finden Sie unter diebayerische.de unter der Rubrik „Beschwerdemanage-
ment“. Sie erreichen uns natürlich auch postalisch unter:

die Bayerische -Beschwerdemanagement-
Thomas-Dehler-Str. 25
81737 München
bzw. telefonisch unter 089 / 6787-0.

Versicherungsombudsmann
Unser Unternehmen ist Mitglied im Verein Versicherungsombudsmann e.V. Sie
können somit auch das kostenlose, außergerichtliche Streitschlichtungsverfah-
ren in Anspruch nehmen. Die Adresse hierfür lautet:

Versicherungsombudsmann e.V.
Postfach 080632
10006 Berlin
Tel.: 0800 / 36 96 000, Fax: 0800 / 36 99 000
Emailadresse: beschwerde@versicherungsombudsmann.de

Hiervon unberührt bleibt die Möglichkeit, den Rechtsweg zu beschreiten.
Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht (BaFin)
Als Verbraucher können Sie sich auch an die zuständige Aufsichtsbehörde, die
Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht (BaFin) wenden. Genaue Infor-
mationen zum Verfahren erhalten Sie auf der Website der BaFin www.bafin.de.
Die Kontaktdaten lauten:

Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht
Graurheindorfer Straße 108
53117 Bonn
Tel.: 0228 / 4108-0, Fax: 0228 / 4108-1550 

Mitteilung nach §19 Abs. 5 VVG über die Folgen einer
Verletzung der gesetzlichen Anzeigepflicht
Sehr geehrte Kundin, sehr geehrter Kunde,
damit wir Ihren Versicherungsantrag ordnungsgemäß prüfen können, ist es not-
wendig, dass Sie die beiliegenden Fragen wahrheitsgemäß und vollständig be-
antworten. Es sind auch solche Umstände anzugeben, denen Sie nur geringe Be-
deutung beimessen.
Angaben, die Sie nicht gegenüber dem Versicherungsvermittler machen möch-
ten, sind unverzüglich und unmittelbar gegenüber der Bayerischen, 81732 Mün-
chen, schriftlich nachzuholen.
Bitte beachten Sie, dass Sie Ihren Versicherungsschutz gefährden, wenn Sie un-
richtige oder unvollständige Angaben machen. Nähere Einzelheiten zu den Fol-
gen einer Verletzung der Anzeigepflicht können Sie der nachstehenden Informa-
tion entnehmen.
Welche vorvertraglichen Anzeigepflichten bestehen?
Sie sind bis zur Abgabe Ihrer Vertragserklärung verpflichtet, alle Ihnen bekann-
ten gefahrerheblichen Umstände, nach denen wir in Textform gefragt haben,
wahrheitsgemäß und vollständig anzuzeigen. Wenn wir nach Ihrer Vertragserklä-
rung, aber vor Vertragsannahme in Textform nach gefahrerheblichen Umstän-
den fragen, sind Sie auch insoweit zur Anzeige verpflichtet.
Welche Folgen können eintreten, wenn eine vorvertragliche Anzeigepflicht
verletzt wird?
1. Rücktritt und Wegfall des Versicherungsschutzes
Verletzen Sie die vorvertragliche Anzeigepflicht, können wir vom Vertrag zurück-
treten. Dies gilt nicht, wenn Sie nachweisen, dass weder Vorsatz noch grobe
Fahrlässigkeit vorliegt.
Bei grob fahrlässiger Verletzung der Anzeigepflicht haben wir kein Rücktritts-
recht, wenn wir den Vertrag auch bei Kenntnis der nicht angezeigten Umstände,
wenn auch zu anderen Bedingungen, geschlossen hätten. Im Fall des Rücktritts
besteht kein Versicherungsschutz. Erklären wir den Rücktritt nach Eintritt des
Versicherungsfalles, bleiben wir dennoch zur Leistung verpflichtet, wenn Sie
nachweisen, dass der nicht oder nicht richtig angegebene Umstand
- weder für den Eintritt oder die Feststellung des Versicherungsfalles
- noch für die Feststellung oder den Umfang unserer Leistungspflicht
ursächlich war. Unsere Leistungspflicht entfällt jedoch, wenn Sie die Anzeige-
pflicht arglistig verletzt haben.
Bei einem Rücktritt steht uns der Teil des Beitrags zu, welcher der bis zum Wirk-
samwerden der Rücktrittserklärung abgelaufenen Vertragszeit entspricht. Zusätz-
lich haben Sie Anspruch auf die Auszahlung eines ggf. vorhandenen Rückkaufs-
werts.
2. Kündigung
Können wir nicht vom Vertrag zurücktreten, weil Sie die vorvertragliche Anzeige-
pflicht lediglich einfach fahrlässig oder schuldlos verletzt haben, können wir den
Vertrag unter Einhaltung einer Frist von einem Monat kündigen. Der Versiche-
rungsvertrag wandelt sich dann in eine beitragsfreie Versicherung um, sofern die
dafür vereinbarte Mindestversicherungsleistung erreicht wird.
Unser Kündigungsrecht ist ausgeschlossen, wenn wir den Vertrag auch bei
Kenntnis der nicht angezeigten Umstände, wenn auch zu anderen Bedingungen,
geschlossen hätten.
3. Vertragsänderung
Können wir nicht zurücktreten oder kündigen, weil wir den Vertrag auch bei
Kenntnis der nicht angezeigten Gefahrumstände, wenn auch zu anderen Bedin-
gungen, geschlossen hätten, werden die anderen Bedingungen auf unser Verlan-
gen Vertragsbestandteil. Haben Sie die Anzeigepflicht fahrlässig verletzt, werden
die anderen Bedingungen rückwirkend Vertragsbestandteil. Haben Sie die Anzei-
gepflicht schuldlos verletzt, werden die anderen Bedingungen erst ab der laufen-
den Versicherungsperiode Vertragsbestandteil.
Erhöht sich durch die Vertragsänderung der Beitrag um mehr als 10 % oder
schließen wir die Gefahrabsicherung für den nicht angezeigten Umstand aus,
können Sie den Vertrag innerhalb eines Monats nach Zugang unserer Mitteilung
über die Vertragsänderung fristlos kündigen. Auf dieses Recht werden wir Sie in
unserer Mitteilung hinweisen.
4. Ausübung unserer Rechte
Wir können unsere Rechte zum Rücktritt, zur Kündigung oder zur Vertragsände-
rung nur innerhalb eines Monats schriftlich geltend machen. Die Frist beginnt mit
dem Zeitpunkt, zu dem wir von der Verletzung der Anzeigepflicht, die das von
uns geltend gemachte Recht begründet, Kenntnis erlangen. Bei der Ausübung
unserer Rechte haben wir die Umstände anzugeben, auf die wir unsere Erklä-
rung stützen. Zur Begründung können wir nachträglich weitere Umstände ange-
ben, wenn für diese die Frist nach Satz 1 nicht verstrichen ist.
Wir können uns auf die Rechte zum Rücktritt, zur Kündigung oder zur Vertrags-
änderung nicht berufen, wenn wir den nicht angezeigten Gefahrumstand oder
die Unrichtigkeit der Anzeige kannten.
Unsere Rechte zum Rücktritt, zur Kündigung und zur Vertragsänderung erlö-
schen mit Ablauf von fünf Jahren nach Vertragsschluss. Dies gilt nicht für Versi-
cherungsfälle, die vor Ablauf dieser Frist eingetreten sind. Die Frist beträgt zehn
Jahre, wenn Sie die Anzeigepflicht vorsätzlich oder arglistig verletzt haben.
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5. Stellvertretung durch eine andere Person
Lassen Sie sich bei Abschluss des Vertrages durch eine andere Person vertre-
ten, so sind bezüglich der Anzeigepflicht, des Rücktritts, der Kündigung, der Ver-
tragsänderung und der Ausschlussfrist für die Ausübung unserer Rechte die
Kenntnis und Arglist Ihres Stellvertreters als auch Ihre eigene Kenntnis und Arg-
list zu berücksichtigen. Sie können sich darauf, dass die Anzeigepflicht nicht vor-
sätzlich oder grob fahrlässig verletzt worden ist, nur berufen, wenn weder Ihrem
Stellvertreter noch Ihnen Vorsatz oder grobe Fahrlässigkeit zur Last fällt.

Merkblatt zur Datenverarbeitung
Vorbemerkung
Versicherungen können heute ihre Aufgaben nur noch mit Hilfe der elektroni-
schen Datenverarbeitung (EDV) erfüllen. Nur so lassen sich Vertragsverhältnis-
se korrekt, schnell und wirtschaftlich abwickeln; auch bietet die EDV einen besse-
ren Schutz der Versichertengemeinschaft vor missbräuchlichen Handlungen als
die bisherigen manuellen Verfahren. Die Verarbeitung der uns bekannt gegebe-
nen Daten zu Ihrer Person wird durch das Bundesdatenschutzgesetz (BDSG) ge-
regelt. Danach ist die Datenverarbeitung und -nutzung zulässig, wenn das BDSG
oder eine andere Rechtsvorschrift sie erlaubt oder wenn der Betroffene eingewil-
ligt hat. Das BDSG erlaubt die Datenverarbeitung und -nutzung stets, wenn dies
im Rahmen der Zweckbestimmung eines Vertragsverhältnisses oder vertrags-
ähnlichen Vertrauensverhältnisses geschieht oder soweit es zur Wahrung be-
rechtigter Interessen der speichernden Stelle erforderlich ist und kein Grund zu
der Annahme besteht, dass das schutzwürdige Interesse des Betroffenen an
dem Ausschluss der Verarbeitung oder Nutzung überwiegt.
Einwilligungserklärung
Unabhängig von dieser im Einzelfall vorzunehmenden Interessenabwägung und
im Hinblick auf eine sichere Rechtsgrundlage für die Datenverarbeitung ist in Ih-
ren Versicherungsantrag eine Einwilligungserklärung nach dem BDSG aufge-
nommen worden. Diese gilt über die Beendigung des Versicherungsvertrages
hinaus, endet jedoch - außer in der Lebens- und Unfallversicherung - schon mit
Ablehnung des Antrags oder durch Ihren jederzeit möglichen Widerruf, der aller-
dings den Grundsätzen von Treu und Glauben unterliegt. Wird die Einwilligungs-
erklärung bei Antragstellung ganz oder teilweise gestrichen, kommt es u.U. nicht
zu einem Vertragsabschluss. Trotz Widerruf oder ganz bzw. teilweise gestriche-
ner Einwilligungserklärung kann eine Datenverarbeitung und -nutzung in dem be-
grenzten gesetzlich zulässigen Rahmen, wie in der Vorbemerkung beschrieben,
erfolgen.
Schweigepflichtentbindungserklärung
Daneben setzt auch die Übermittlung von Daten, die wie z.B. beim Arzt, einem
Berufsgeheimnis unterliegen, eine spezielle Erlaubnis des Betroffenen (Schwei-
gepflichtentbindung) voraus. In der Lebens-, Kranken- und Unfallversicherung
(Personenversicherung) ist daher im Antrag auch eine Schweigepflichtentbin-
dungsklausel enthalten.
Im folgenden wollen wir Ihnen einige wesentliche Beispiele für die Datenverarbei-
tung und -nutzung nennen.
1. Datenspeicherung bei Ihrem Versicherer
Wir speichern Daten, die für den Versicherungsvertrag notwendig sind. Das sind
zunächst Ihre Angaben im Antrag (Antragsdaten). Weiter werden zum Vertrag
versicherungstechnische Daten, wie Kundennummer (Partnernummer), Versiche-
rungssumme, Versicherungsdauer, Beitrag, Bankverbindung sowie erforderli-
chenfalls die Angaben eines Dritten, z.B. eines Vermittlers, eines Sachverständi-
gen oder eines Arztes geführt (Vertragsdaten). Bei einem Versicherungsfall spei-
chern wir Ihre Angaben zum Schaden und ggf. auch Angaben von Dritten, wie
z.B. den vom Arzt ermittelten Grad der Berufsunfähigkeit, die Feststellung Ihrer
Reparaturwerkstatt über einen Kfz-Totalschaden oder bei Ablauf einer Lebens-
versicherung den Auszahlungsbetrag (Leistungsdaten).
2. Datenübermittlung an Rückversicherer
Im Interesse seiner Versicherungsnehmer wird ein Versicherer stets auf einen
Ausgleich der von ihm übernommenen Risiken achten. Deshalb geben wir in vie-
len Fällen einen Teil der Risiken an Rückversicherer im In- und Ausland ab. Die-
se Rückversicherer benötigen ebenfalls entsprechende versicherungstechnische
Angaben von uns, wie Versicherungsnummer, Beitrag, Art des Versicherungs-
schutzes und des Risikos und Risikozuschlags sowie im Einzelfall auch Ihre Per-
sonalien. Soweit Rückversicherer bei der Risiko- und Schadenbeurteilung mitwir-
ken, werden ihnen auch die dafür erforderlichen Unterlagen zur Verfügung ge-
stellt.
In einigen Fällen bedienen sich die Rückversicherer weiterer Rückversicherer,
denen sie ebenfalls entsprechende Daten übergeben.
3. Datenübermittlung an andere Versicherer
Nach dem Versicherungsvertragsgesetz hat der Versicherte bei Antragstellung,
jeder Vertragsänderung und im Schadenfall dem Versicherer alle für die Ein-
schätzung des Wagnisses und die Schadenabwicklung wichtigen Umstände an-
zugeben. Hierzu gehören z.B. frühere Krankheiten und Versicherungsfälle oder
Mitteilungen über gleichartige andere Versicherungen (beantragte, bestehende,
abgelehnte oder gekündigte). Um Versicherungsmissbrauch zu verhindern, even-
tuelle Widersprüche in den Angaben des Versicherten aufzuklären oder um Lü-
cken bei den Feststellungen zum entstandenen Schaden zu schließen, kann es
erforderlich sein, andere Versicherer um Auskunft zu bitten oder entsprechende
Auskünfte auf Anfragen zu erteilen.

Auch sonst bedarf es in bestimmten Fällen (Doppelversicherungen, gesetzlicher
Forderungsübergang sowie bei Teilungsabkommen) eines Austausches von per-
sonenbezogenen Daten unter den Versicherern. Dabei werden Daten des Betrof-
fenen weitergegeben, wie Name und Anschrift, Kfz-Kennzeichen, Art des Versi-
cherungsschutzes und des Risikos oder Angaben zum Schaden, wie Schadenhö-
he und Schadentag.
4. Zentrale Hinweissysteme
Bei Prüfung eines Antrags oder eines Schadens kann es notwendig sein, zur Ri-
sikobeurteilung, zur weiteren Aufklärung des Sachverhalts oder zur Verhinde-
rung von Versicherungsmissbrauch Anfragen an den zuständigen Fachverband
bzw. an andere Versicherer zu richten oder auch entsprechende Anfragen ande-
rer Versicherer zu beantworten. Dazu bestehen bei den Fachverbänden zentrale
Hinweissysteme.
Solche Hinweissysteme gibt es beim Verband der Lebensversicherungs-Unter-
nehmen, beim Verband der Schadenversicherer (Zusammenschluss der bisheri-
gen Verbände: Verband der Haftpflichtversicherer, Unfallversicherer, Autoversi-
cherer und Rechtsschutzversicherer - HUK-Verband-, Verband der Sachversi-
cherer, Deutscher Transport-Versicherungs-Verband) sowie beim Verband der
privaten Krankenversicherung. Die Aufnahme in diese Hinweissysteme und de-
ren Nutzung erfolgt lediglich zu Zwecken, die mit dem jeweiligen System verfolgt
werden dürfen, also nur soweit bestimmte Voraussetzungen erfüllt sind.
Beispiele:
Kfz-Versicherer : Registrierung von auffälligen Schadenfällen, Kfz- Diebstählen
sowie von Personen, bei denen der Verdacht des Versicherungsmissbrauchs be-
steht. Zweck: Risikoprüfung, Schadenaufklärung und -verhütung.
Lebensversicherer : Aufnahme von Sonderrisiken, z.B. Ablehnung des Risikos
bzw. Annahme mit Beitragszuschlag
- aus versicherungsmedizinischen Gründen,
- aufgrund der Auskünfte anderer Versicherer,
- wegen verweigerter Nachuntersuchung;

Aufhebung des Vertrages durch Rücktritt oder Anfechtung seitens des Versiche-
rers; Ablehnung des Vertrages seitens des Versicherungsnehmers wegen gefor-
derter Beitragszuschläge.
Zweck: Risikoprüfung.
Rechtsschutzversicherer:
- Vorzeitige Kündigungen und Kündigungen zum normalen Vertragsablauf

durch den Versicherer nach mindestens zwei Versicherungsfällen innerhalb
von 12 Monaten.

- Kündigungen zum normalen Vertragsablauf durch den Versicherer nach min-
destens 3 Versicherungsfällen innerhalb von 36 Monaten.

- Vorzeitige Kündigungen und Kündigungen zum normalen Vertragsablauf bei
konkret begründetem Verdacht einer betrügerischen Inanspruchnahme der
Versicherung.

Zweck: Überprüfung der Angaben zu Vorversicherungen bei der Antragstellung.
Sachversicherer : Aufnahme von Schäden und Personen, wenn Brandstiftung
vorliegt oder wenn aufgrund des Verdachts des Versicherungsmissbrauchs der
Vertrag gekündigt wird und bestimmte Schadensummen erreicht sind.
Zweck: Risikoprüfung, Schadenaufklärung, Verhinderung weiteren Missbrauchs.
Transportversicherer:
- Aufnahme von auffälligen (Verdacht des Versicherungsmissbrauchs) Scha-

denfällen, insbesondere in der Reisegepäckversicherung.
Zweck: Schadenaufklärung und Verhinderung von Versicherungsmissbrauch.
Unfallversicherer:
- Meldung bei erheblicher Verletzung der vorvertraglichen Anzeigepflicht,
- Leistungsablehnung wegen vorsätzlicher Obliegenheitsverletzung im Schaden-

fall, wegen Vortäuschung eines Unfalls oder von Unfallfolgen,
- außerordentlicher Kündigung durch den Versicherer nach Leistungserbrin-

gung oder Klageerhebung auf Leistung.
Zweck: Risikoprüfung und Aufdeckung von Versicherungsmissbrauch.
5. Datenverarbeitung in und außerhalb der Unternehmensgruppe
Einzelne Versicherungsbranchen (z.B. Lebens-, Kranken-, Sachversicherung)
werden durch rechtlich selbständige Unternehmen betrieben. Um den Kunden ei-
nen umfassenden Versicherungsschutz anbieten zu können, arbeiten die Unter-
nehmen häufig in Unternehmensgruppen zusammen.
Zur Kostenersparnis werden dabei einzelne Bereiche zentralisiert, wie das Inkas-
so oder die Datenverarbeitung. So wird z.B. Ihre Adresse nur einmal gespei-
chert, auch wenn Sie Verträge mit verschiedenen Unternehmen der Gruppe ab-
schließen; und auch Ihre Versicherungsnummer, die Art der Verträge, ggf. Ihr
Geburtsdatum, Kontonummer und Bankleitzahl, d.h. Ihre allgemeinen Antrags-,
Vertrags- und Leistungsdaten, werden in einer zentralen Datensammlung ge-
führt.
Dabei sind die sog. Partnerdaten (z.B. Name, Adresse, Kundennummer, Konto-
nummer, Bankleitzahl, bestehende Verträge) von allen Unternehmen der Gruppe
abfragbar. Auf diese Weise kann eingehende Post immer richtig zugeordnet und
bei telefonischen Anfragen sofort der zuständige Partner genannt werden. Auch
Geldeingänge können so in Zweifelsfällen ohne Rückfragen korrekt verbucht wer-
den.
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Die übrigen allgemeinen Antrags-, Vertrags- und Leistungsdaten sind dagegen
nur von den Versicherungsunternehmen der Gruppe abfragbar.
Obwohl alle diese Daten nur zur Beratung und Betreuung des jeweiligen Kunden
durch die einzelnen Unternehmen verwendet werden, spricht das Gesetz auch
hier von "Datenübermittlung", bei der die Vorschriften des Bundesdatenschutzge-
setzes zu beachten sind. Branchenspezifische Daten - wie z.B. Gesundheits-
oder Bonitätsdaten - bleiben dagegen unter ausschließlicher Verfügung der jewei-
ligen Unternehmen.
Unserer Unternehmensgruppe gehören z.Z. folgende Unternehmen an:

Bayerische Beamten Lebensversicherung a.G.,
Bayerische Beamten Versicherung AG,
Neue Bayerische Beamten Lebensversicherung AG.

6. Betreuung durch Versicherungsvermittler
In Ihren Versicherungsangelegenheiten werden Sie durch einen unserer Vermitt-
ler betreut. Vermittler in diesem Sinn sind neben Einzelpersonen auch Vermitt-
lungsgesellschaften.
Um seine Aufgaben ordnungsgemäß erfüllen zu können, erhält der Vermittler zu
diesen Zwecken von uns die für die Betreuung und Beratung notwendigen Anga-
ben aus Ihren Antrags-, Vertrags- und Leistungsdaten, z.B. Versicherungsnum-
mer, Beiträge, Art des Versicherungsschutzes und des Risikos, Zahl der Versi-
cherungsfälle und Höhe von Versicherungsleistungen. Ausschließlich zum
Zweck von Vertragsanpassungen in der Personenversicherung können an den
zuständigen Vermittler auch Gesundheitsdaten übermittelt werden. Unsere Ver-
mittler verarbeiten und nutzen selbst diese personenbezogenen Daten im Rah-
men der genannten Beratung und Betreuung des Kunden. Auch werden Sie von
uns über Änderungen der kundenrelevanten Daten informiert. Jeder Vermittler
ist gesetzlich und vertraglich verpflichtet, die Bestimmungen des BDSG und sei-
ne besonderen Verschwiegenheitspflichten (z.B. Berufsgeheimnis und Datenge-
heimnis) zu beachten.
Der für Ihre Betreuung zuständige Vermittler wird Ihnen mitgeteilt. Endet seine
Tätigkeit für unser Unternehmen (z.B. durch Kündigung des Vermittlervertrages
oder bei Pensionierung), regelt das Unternehmen Ihre Betreuung neu; Sie wer-
den hierüber informiert.
7. Weitere Auskünfte und Erläuterungen über Ihre Rechte
Sie haben als Betroffener nach dem Bundesdatenschutzgesetz neben dem ein-
gangs erwähnten Widerrufsrecht ein Recht auf Auskunft sowie unter bestimmten
Voraussetzungen ein Recht auf Berichtigung, Sperrung oder Löschung Ihrer in ei-
ner Datei gespeicherten Daten.
Wegen eventueller weiterer Auskünfte und Erläuterungen wenden Sie sich bitte
an den betrieblichen Datenschutzbeauftragten der Bayerischen. Richten Sie
auch ein etwaiges Verlangen auf Auskunft, Berichtigung, Sperrung oder Lö-
schung wegen der beim Rückversicherer gespeicherten Daten stets an Ihren Ver-
sicherer.
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Jagdhaftpflichtrisiko 

1 Versicherte Eigenschaften, Tätigkeiten (versichertes 
Risiko) 

Versichert ist im Umfang der nachfolgenden Bestimmungen 
die gesetzliche Haftpflicht als Jäger, Jagdpächter, Jagdherr 
und Jagdveranstalter bzw. als Förster, Forstbeamter, Forst-
aufseher, Berufsjäger, Jagdaufseher und Falkner (keine ge-
werbliche Jagdausübung), soweit es sich um eine unmittelbar 
oder mittelbar mit der Jagd in Verbindung stehende Tätigkeit 
oder Unterlassung handelt. 
 
Voraussetzung ist eine bestandene und von deutschen Behör-
den anerkannte Jägerprüfung.  

2 Welche Regelung besteht zu mitversicherten Perso-
nen und wie ist das Verhältnis zwischen den Versi-
cherten (Versicherungsnehmer und mitversicherten 
Personen) geregelt? 

Versichert ist die gesetzliche Haftpflicht: 

 der gesetzlichen Vertreter des Versicherungsnehmers a.
und solcher Personen, die er zur Leitung oder Beauf-
sichtigung des versicherten (Jagd-) Betriebes oder eines 
Teiles desselben angestellt hat, in dieser Eigenschaft; 

 sämtlicher übrigen Betriebsangehörigen für Schäden, b.
die sie in Ausführung ihrer dienstlichen Verrichtungen für 
den Versicherungsnehmer verursachen. 

Ausgeschlossen sind Ansprüche aus Personenschäden, 
bei denen es sich um Arbeitsunfälle und Berufskrankhei-
ten im Betrieb des Versicherungsnehmers gemäß dem 
Sozialgesetzbuch VII handelt. Das gleiche gilt für solche 
Dienstunfälle gemäß den beamtenrechtlichen Vorschrif-
ten, die in Ausübung oder infolge des Dienstes Angehö-
rigen derselben Dienststelle zugefügt werden. 

 des nicht gewerbsmäßig tätigen Hüters von Jagdge-c.
brauchshunden, auf die sich der Versicherungsschutz in 
Ziffer 6.1 bezieht. 

Alle für den Versicherungsnehmer geltenden Vertragsbestim-
mungen sind auf die mitversicherten Personen entsprechend 
anzuwenden. Dies gilt nicht für die Bestimmungen über die 
Vorsorgeversicherung (Ziffer 8.21), wenn das neue Risiko nur 
für eine mitversicherte Person entsteht. 

Unabhängig davon, ob die Voraussetzungen für Risikobegren-
zungen oder Ausschlüsse in der Person des Versicherungs-
nehmers oder einer mitversicherten Person vorliegen, entfällt 
der Versicherungsschutz sowohl für den Versicherungsnehmer 
als auch für die mitversicherten Personen. 

Die Rechte aus diesem Versicherungsvertrag darf nur der 
Versicherungsnehmer ausüben. Für die Erfüllung der Oblie-
genheiten sind sowohl der Versicherungsnehmer als auch die 
mitversicherten Personen verantwortlich. 

3 Versicherungsschutz, Versicherungsfall 

Versicherungsschutz besteht für den Fall, dass der Versiche-
rungsnehmer wegen eines während der Wirksamkeit der 
Versicherung eingetretenen Schadenereignisses (Versiche-
rungsfall), das einen Personen-, Sach- oder sich daraus erge-
benden Vermögensschaden zur Folge hatte, aufgrund  

g e s e t z l i c h e r 

H a f t p f l i c h t b e s t i m m u n g e n 

p r i v a t r e c h t l i c h e n  I n h a l t s 

von einem Dritten auf Schadensersatz in Anspruch genommen 
wird. 
 
Schadenereignis ist das Ereignis, als dessen Folge die Schä-
digung des Dritten unmittelbar entstanden ist. Auf den Zeit-
punkt der Schadenverursachung, die zum Schadenereignis 
geführt hat, kommt es nicht an. 

 

 Kein Versicherungsschutz besteht für Ansprüche, auch a.
wenn es sich um gesetzliche Ansprüche handelt, 

1) auf Erfüllung von Verträgen, Nacherfüllung, aus 
Selbstvornahme, Rücktritt, Minderung, auf Scha-
densersatz statt der Leistung; 

2) wegen Schäden, die verursacht werden, um die 
Nacherfüllung durchführen zu können; 

3) wegen des Ausfalls der Nutzung des Vertragsge-
genstandes oder wegen des Ausbleibens des mit 
der Vertragsleistung geschuldeten Erfolges; 

4) auf Ersatz vergeblicher Aufwendungen im Ver-
trauen auf ordnungsgemäße Vertragserfüllung; 

5) auf Ersatz von Vermögensschäden wegen Verzö-
gerung der Leistung; 

6) wegen anderer an die Stelle der Erfüllung treten-
der Ersatzleistungen.  

 Kein Versicherungsschutz besteht für Ansprüche, soweit b.
sie aufgrund einer vertraglichen Vereinbarung oder Zu-
sage über den Umfang der gesetzlichen Haftpflicht des 
Versicherungsnehmers hinausgehen. 

4 Was leistet die Versicherung und welche Vollmacht 
besteht für den Versicherer? 

Der Versicherungsschutz umfasst 

• die Prüfung der Haftpflichtfrage, 

• die Abwehr unberechtigter Schadensersatzansprü-
che und 

• die Freistellung des Versicherungsnehmers von be-
rechtigten Schadensersatzverpflichtungen. 

Berechtigt sind Schadensersatzverpflichtungen dann, wenn 
der Versicherungsnehmer aufgrund Gesetzes, rechtskräftigen 
Urteils, Anerkenntnisses oder Vergleiches zur Entschädigung 
verpflichtet ist und der Versicherer hierdurch gebunden ist. 
Anerkenntnisse und Vergleiche, die vom Versicherungsneh-
mer ohne Zustimmung des Versicherers abgegeben oder 
geschlossen worden sind, binden den Versicherer nur, soweit 
der Anspruch auch ohne Anerkenntnis oder Vergleich bestan-
den hätte. 

Ist die Schadensersatzverpflichtung des Versicherungsneh-
mers mit bindender Wirkung für den Versicherer festgestellt, 
hat der Versicherer den Versicherungsnehmer binnen zwei 
Wochen vom Anspruch des Dritten freizustellen. 

Der Versicherer ist bevollmächtigt, alle ihm zur Abwicklung des 
Schadens oder Abwehr der Schadensersatzansprüche 
zweckmäßig erscheinenden Erklärungen im Namen des Versi-
cherungsnehmers abzugeben. 

Kommt es in einem Versicherungsfall zu einem Rechtsstreit 
über Schadensersatzansprüche gegen den Versicherungs-
nehmer, ist der Versicherer bevollmächtigt, den Prozess zu 
führen. Der Versicherer führt dann den Rechtsstreit auf seine 
Kosten im Namen des Versicherungsnehmers. 

Wird in einem Strafverfahren wegen eines Schadenereignis-
ses, das einen unter den Versicherungsschutz fallenden Haft-
pflichtanspruch zur Folge haben kann, die Bestellung eines 
Verteidigers für den Versicherungsnehmer von dem Versiche-
rer gewünscht oder genehmigt, so trägt der Versicherer die 
gebührenordnungsmäßigen oder die mit ihm besonders ver-
einbarten höheren Kosten des Verteidigers. 

Erlangt der Versicherungsnehmer oder eine mitversicherte 
Person das Recht, die Aufhebung oder Minderung einer zu 
zahlenden Rente zu fordern, so ist der Versicherer bevoll-
mächtigt, dieses Recht auszuüben. 

dajag_000
Hochstellen
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5 Welche Leistungen stehen zur Verfügung und in 
welcher Höhe sind diese begrenzt? (Versicherungs-
summe, Höchstersatzleistung, Serienschaden, 
Selbstbeteiligung) 

5.1 Versicherungssumme / Höchstersatzleistung 

Die Entschädigungsleistung des Versicherers ist bei jedem 
Versicherungsfall auf die vereinbarte Versicherungssumme 
(gleichgültig, ob Personen-, Sach- oder Vermögensschäden) 
begrenzt. Dies gilt auch dann, wenn sich der Versicherungs-
schutz auf mehrere entschädigungspflichtige Personen er-
streckt.  

Die Versicherungssumme beträgt für Personen-, Sach- und 
Vermögensschäden 20 Mio. EUR und steht für alle Versiche-
rungsfälle eines Versicherungsjahres zur Verfügung. 

Die Höchstentschädigungsleistung je geschädigte Person 
beträgt maximal 15 Mio. EUR. 

Beim Erreichen der Maximierung der vereinbarten Versiche-
rungssumme gewähren wir bei einem weiteren Schaden den 
bedingungsgemäßen Versicherungsschutz im Rahmen der 
zum Zeitpunkt des Schadeneintritts gesetzlich vorgeschriebe-
nen Mindestdeckungssummen gemäß § 17 Bundesjagdgesetz 
(BJagdG). 

 

Fairer Hinweis: 

Der Gesetzgeber schreibt aktuell (Stand 08.2015) eine Absi-
cherung von 500.000 EUR für Personen- und 50.000 EUR für 
Sachschäden vor (siehe Bundesjagdgesetz § 17 Ziffer 1.4). 
 

5.2 Serienschaden 

Mehrere während der Wirksamkeit der Versicherung eintre-
tende Versicherungsfälle gelten als ein Versicherungsfall 
(Serienschaden), der im Zeitpunkt des ersten dieser Versiche-
rungsfälle eingetreten ist, wenn diese 

• auf derselben Ursache, 

• auf gleichen Ursachen mit innerem, insbesondere 
sachlichem und zeitlichem, Zusammenhang oder 

• auf der Lieferung von Waren mit gleichen Mängeln 
beruhen. 

5.3 Selbstbeteiligung / Aufwendungen / Prozesskosten 

 Falls vereinbart, beteiligt sich der Versicherungsnehmer a.
bei jedem Versicherungsfall an der Entschädigungsleis-
tung des Versicherers mit einem im Versicherungs-
schein und seinen Nachträgen festgelegten Betrag 
(Selbstbeteiligung). Auch wenn die begründeten Haft-
pflichtansprüche aus einem Versicherungsfall die Versi-
cherungssumme übersteigen, wird die Selbstbeteiligung 
vom Betrag der begründeten Haftpflichtansprüche abge-
zogen. Ziffer 5.1 Satz 1 bleibt unberührt. 

Soweit nicht etwas anderes vereinbart wurde, bleibt der 
Versicherer auch bei Schäden, deren Höhe die Selbst-
beteiligung nicht übersteigt, zur Abwehr unberechtigter 
Schadensersatzansprüche verpflichtet. 

 Die Aufwendungen des Versicherers für Kosten werden b.
nicht auf die Versicherungssummen angerechnet. 

 Übersteigen die begründeten Haftpflichtansprüche aus c.
einem Versicherungsfall die Versicherungssumme, trägt 
der Versicherer die Prozesskosten im Verhältnis der 
Versicherungssumme zur Gesamthöhe dieser Ansprü-
che. 

5.4 Rentenzahlungen 

Hat der Versicherungsnehmer an den Geschädigten Renten-
zahlungen zu leisten und übersteigt der Kapitalwert der Rente 

die Versicherungssumme oder den nach Abzug etwaiger 
sonstiger Leistungen aus dem Versicherungsfall noch verblei-
benden Restbetrag der Versicherungssumme, so wird die zu 
leistende Rente nur im Verhältnis der Versicherungssumme 
bzw. ihres Restbetrages zum Kapitalwert der Rente vom 
Versicherer erstattet.  

Für die Berechnung des Rentenwertes gilt die entsprechende 
Vorschrift der Verordnung über den Versicherungsschutz in 
der Kraftfahrzeug-Haftpflichtversicherung in der jeweils gülti-
gen Fassung zum Zeitpunkt des Versicherungsfalls. 

Bei der Berechnung des Betrags, mit dem sich der Versiche-
rungsnehmer an laufenden Rentenzahlungen beteiligen muss, 
wenn der Kapitalwert der Rente die Versicherungssumme oder 
die nach Abzug sonstiger Leistungen verbleibende Restversi-
cherungssumme übersteigt, werden die sonstigen Leistungen 
mit ihrem vollen Betrag von der Versicherungssumme abge-
setzt. 

Falls die von dem Versicherer verlangte Erledigung eines 
Haftpflichtanspruchs durch Anerkenntnis, Befriedigung oder 
Vergleich am Verhalten des Versicherungsnehmers scheitert, 
hat der Versicherer für den von der Weigerung an entstehen-
den Mehraufwand an Entschädigungsleistung, Zinsen und 
Kosten nicht aufzukommen. 

6 Besondere Regelungen für einzelne Risiken aus der 
jagdlichen Betätigung (Versicherungsschutz, Risi-
kobegrenzungen und besondere Ausschlüsse) 

Soweit dieser Abschnitt keine abweichenden Regelungen 
enthält, finden auch auf die folgend geregelten Risiken alle 
anderen Vertragsbestimmungen Anwendung (z. B. Ziffer 4 – 
Leistungen der Versicherung oder Ziffer 8 – Allgemeine Aus-
schlüsse). 

6.1 Mitversicherung von Beizvögeln, Frettchen und 
Jagdhunden und Welpen 

 Versichert ist die gesetzliche Haftpflicht des Versiche-a.
rungsnehmers aus dem Halten, Führen, Gebrauch bzw. 
Abtragen und Abrichten / Ausbilden von Beizvögeln, 
Frettchen und höchstens drei anerkannten Jagdge-
brauchshunden, auch außerhalb der Jagd (24 Stunden 
Deckung). 

Sind mehr als drei Hunde - eigene oder fremde - vor-
handen, ist nur die gesetzliche Haftpflicht für die drei am 
längsten im Besitz des Versicherungsnehmers befindli-
chen Hunde versichert. Diese Einschränkung gilt nicht 
für die Regelung von Hundewelpen (siehe b.) 

 Für Hundewelpen bis zu einem Alter von 6 Monaten b.
besteht Versicherungsschutz, ohne dass es des Nach-
weises der jagdlichen Abrichtung / Ausbildung bedarf. 
Nach den 6 Monaten besteht Versicherungsschutz bis 
zum Alter von 36 Monaten, wenn für den Hundewelpen 
keine gesetzliche Versicherungspflicht besteht und sich 
das Tier nachweislich in jagdlicher Abrichtung oder Aus-
bildung befindet. 

Fairer Hinweis: 
Für den Fall, dass eine Brauchbarkeitsprüfung oder eine den 
Landesjagdgesetzen entsprechende gleichgestellte Prüfung 
der einzelnen Zuchtverbände nicht abgelegt wurde, reicht es 
der Bayerischen aus, wenn eine fach- und sachkundige Per-
son (z.B. Kreisjägermeister, Hegeringsleiter) eine jagdliche 
Leistung (z.B. Nachsuchen, Stöbern, Apportieren) des Hundes 
beschreibt und bestätigt. 
 

Für solche Hunde, für die der Nachweis der Brauchbar-
keit/Verwendbarkeit einmal geführt wurde, endet der Versiche-
rungsschutz nicht dadurch, dass sie aufgrund Alters, Verlet-
zung, Krankheit und dergleichen nicht mehr jagdlich eingesetzt 
werden können. 
 

 Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht des Hüters c.
der unter a. und b. genannten Tiere (auch Abrichten und 
Ausbilden) – sofern er nicht gewerbsmäßig tätig ist -; 
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auch für denjenigen, der im Auftrag des Versicherungs-
nehmers die Führung der Aufsicht übernommen hat. 

6.2 Waffen und Munition 

Versichert ist die gesetzliche Haftpflicht des Versicherungs-
nehmers aus dem erlaubten Besitz und aus dem Gebrauch 
von Hieb-, Stoß- und Schusswaffen sowie Munition und Ge-
schossen, auch außerhalb der Jagd. 

Vom Versicherungsschutz ausgeschlossen sind der Besitz und 
der Gebrauch zu strafbaren Handlungen. 

6.3 Bejagen und Erlegen von Tieren 

Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht des Versicherungs-
nehmers aus dem erlaubten Bejagen und Erlegen von Tieren, 
die nicht dem Jagdrecht unterliegen (z. B. Gatter- und Gehe-
gewild, entlaufene Rinder und Schafe, Biber, Bisam, Raben-
vögel, Krähen, Elstern, Kormoran, Amerikanischer Nerz, Mar-
derhund, Waschbär, Wolf, Bär usw.) sowie der Jagd von 
Kaninchen, Tauben und dergleichen in befriedeten Bezirken 
und die Tötung von Schwarzwild im Sau- und Frischlingsfang. 

6.4 Durchführung von Gesellschaftsjagden 

Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht des Versicherungs-
nehmers aus der Durchführung von Gesellschaftsjagden (z.B. 
Treib-, Drück- und Bewegungsjagd) und revierübergreifenden 
Jagden insbesondere der Verkehrssicherungspflicht.  

6.5 Jagdliche Einrichtungen 

Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht aus Besitz, Betrieb 
und Unterhaltung von jagdlichen Einrichtungen, wie Hochsitze, 
Fütterungen, Jagdhütten und dergleichen. 

6.6 Produkthaftung für Wild bzw. Wildbret 

Versichert ist die gesetzliche Haftpflicht des Versicherungs-
nehmers wegen Personen- und Sachschäden Dritter (Pro-
dukthaftpflicht) aus dem Inverkehrbringen von Wild bzw. Wild-
bret. 

6.7 Beschädigung von gemieteten und gepachteten 
Gegenständen, Abhandenkommen fremder Sachen 

 Eingeschlossen ist - abweichend von Ziff. 7.1 12) und a.
8.5 - die gesetzliche Haftpflicht aus der Beschädigung 
sowie aus dem Abhandenkommen fremder Sachen, 
auch wenn diese zum versicherten Zweck gemietet, ge-
pachtet, geliehen wurden oder Gegenstand eines be-
sonderen Verwahrungsvertrages waren, auch solche 
Sachen, die dem Versicherungsnehmer kurzfristig zum 
Gebrauch überlassen wurden. 

 Ausgeschlossen sind Haftpflichtansprüche wegen der b.
Beschädigung oder des Abhandenkommens von  

• Landfahrzeugen 

• Wasserfahrzeugen 

• Schlüsseln (soweit nicht unter Ziffer 11 mitver-
sichert) 

• Schmuck und Wertsachen, auch Geld und 
Wertpapiere. 

 Die Höchstersatzleistung je Versicherungsfall ist be-c.
grenzt auf 5.000 EUR. 

Von jedem Schaden hat der Versicherungsnehmer    
150 EUR selbst zu tragen. 

6.8 Überschreiten der Notwehr und von Rechten im 
Jagdschutz 

Versichert ist die gesetzliche Haftpflicht des Versicherungs-
nehmers aus: 

• fahrlässigem Überschreiten der Notwehr sowie vermeint-
licher Notwehr in der versicherten Eigenschaft (Putativ-
notwehr); 

• fahrlässigem Überschreiten von Rechten im Jagdschutz 
sowie des Waffengebrauchsrechts der Forst- und Jagd-
schutzberechtigten. 

6.9 Personenschäden durch Schusswaffengebrauch 
(Verzicht auf Einwand wegen fehlenden Verschulden) 

Der Versicherer verzichtet auf ausdrücklichen Wunsch des 
Versicherungsnehmers auf den Einwand des nicht vorhande-
nen Verschuldens, sofern dieser während der Jagdausübung 
durch den Gebrauch einer Schusswaffe einen Personenscha-
den zwar verursacht aber nicht verschuldet hat. 
 

Dieser Verzicht gilt nicht, wenn und soweit der Geschädigte in 
der Lage ist, Ersatz seines Schadens von einem anderen 
Schadenversicherer oder von einem Sozialversicherungsträ-
ger zu erlangen. Die Bestimmungen des § 117 (3) VVG gelten 
analog. Ein Mitverschulden des Geschädigten wird angerech-
net. 
 

Der Versicherer behält sich Rückgriffsansprüche wegen seiner 
Aufwendungen gegen schadenersatzpflichtige Dritte (z.B. 
Mitverursacher) vor. 

6.10 Angehörigenklausel 

Versichert sind – abweichend von Ziff. 8.4 - gesetzliche Scha-
denersatzansprüche wegen Personenschäden von Angehöri-
gen des Versicherungsnehmers aus Schäden, die durch den 
Gebrauch von Schusswaffen entstanden sind. 

6.11 Eigenschäden bei fehlendem Verschulden des 
Schadenverursachers 

Versichert sind der Versicherungsnehmer und die in diesem 
Vertrag versicherten Personen für den Fall, dass eine versi-
cherte Person von einem Dritten durch Schusswaffengebrauch 
geschädigt wird. 

Diese Deckung setzt voraus, dass der Schädiger namentlich 
bekannt ist, über eine Jagdhaftpflichtversicherung verfügt, ihn 
kein Verschulden trifft und er nicht vorsätzlich gehandelt hat.  

Diese Erweiterung gilt nicht, soweit der Versicherte Schaden-
ersatz von einem anderen Versicherer oder Sozialversiche-
rungsträger erlangen kann.  

6.12 Schäden im Ausland 

Versichert ist die gesetzliche Haftpflicht des Versicherungs-
nehmers wegen im Ausland eintretender Versicherungsfälle.  

Das gilt auch für die Inanspruchnahme als Halter oder Führer 
von Jagdhunden, Frettchen und Beizvögeln. 
 

Fairer Hinweis: 
 

Soweit im Gastland Versicherungspflicht gegen Haftpflicht-
schäden besteht, sollte in jedem Fall geprüft werden, ob der 
deutsche Versicherungsschutz den Anforderungen des Gast-
landes entspricht; es muss ggf. zusätzlich eine Jagdhaftpflicht-
versicherung im Jagdausland abgeschlossen werden.  
 

Gleichwohl ist Ihr Versicherungsschutz bei der Bayerischen 
auch in diesem Fall von erheblicher Bedeutung. Er schützt Sie 
nämlich bis zur Höhe der Deckungssummen immer dann, 
wenn der entsprechende Schaden die Deckungssummen der 
ausländischen Jagd-Haftpflichtversicherung übersteigt. 

Versichert sind ebenfalls Ansprüche aus Arbeitsunfällen und 
Berufskrankheiten von Personen, die vom Versicherungsneh-
mer im Ausland eingestellt oder dort mit der Durchführung von 
Arbeiten betraut worden sind, soweit diese Arbeitsunfälle und 
Berufskrankheiten den Bestimmungen des Sozialgesetzbu-
ches VII unterliegen. Dies gilt auch für die gesetzliche Haft-
pflicht der unter Ziffer 2a) genannten Personen. 
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Aufwendungen des Versicherers für Kosten der gerichtlichen 
und außergerichtlichen Abwehr der von einem Dritten geltend 
gemachten Ansprüche, insbesondere Anwalts-, Sachverstän-
digen-, Zeugen- und Gerichtskosten, werden – abweichend 
von Ziffer 5.3 Absatz 3 – als Leistungen auf die Versiche-
rungssumme angerechnet. 

Die Leistungen des Versicherers erfolgen in Euro. Soweit der 
Zahlungsort außerhalb der Staaten, die der Europäischen 
Währungsunion angehören, liegt, gelten die Verpflichtungen 
des Versicherers mit dem Zeitpunkt als erfüllt, in dem der 
Euro-Betrag bei einem in der Europäischen Währungsunion 
gelegenen Geldinstitut angewiesen ist. 

Bei Versicherungsfällen in den USA/US-Territorien und Kana-
da oder Ansprüchen, die dort geltend gemacht werden, gilt: 

Für Ansprüche aus inländischen Versicherungsfällen, die im 
Ausland geltend gemacht werden, gelten die oben genannten 
Ausführungen. 

6.13 Forderungsausfalldeckung 

Für die Mitversicherung von Forderungsausfällen gilt Folgen-
des vereinbart: 

 Gegenstand der Ausfalldeckung a.

Der Versicherer gewährt dem Versicherungsnehmer 
Versicherungsschutz für den Fall, dass er während der 
Wirksamkeit der Versicherung von einem Dritten ge-
schädigt wird und die daraus entstandene Schadener-
satzforderung gegen den Schädiger nicht durchgesetzt 
werden kann.  

Inhalt und Umfang der versicherten Schadenersatzan-
sprüche richten sich nach dem Deckungsumfang dieses 
Vertrages.  

Darüber hinaus besteht Versicherungsschutz für Scha-
denersatzansprüche, denen ein vorsätzliches Handeln 
des Schädigers zugrunde liegt und für Schadenersatz-
ansprüche, die aus der Eigenschaft des Schädigers als 
Tierhalter oder -hüter entstanden sind. 

 Erfolglose Vollstreckung b.

Voraussetzung für die Entschädigung ist, dass der Ver-
sicherungsnehmer einen rechtskräftigen vollstreckbaren 
Titel gegen den Schädiger im streitigen Verfahren vor 
einem deutschen Gericht oder ein notarielles Schuldan-
erkenntnis des Schädigers vor einem deutschen Notar 
erwirkt hat und jede sinnvolle Zwangsvollstreckung aus 
diesem Titel gegen den Schädiger erfolglos geblieben 
ist. 

Vollstreckungsversuche gelten als erfolglos, wenn der 
Versicherungsnehmer nachweist, dass  

• entweder eine Zwangsvollstreckung (Sach-, Immo-
biliar- oder Forderungspfändung) nicht oder nicht 
zur vollen Befriedigung geführt hat; 

• oder eine selbst teilweise Befriedigung aussichtslos 
erscheint, z. B. weil der Schädiger in den letzten 
drei Jahren die eidesstattliche Versicherung abge-
geben hat. 

 Entschädigung c.

Der Versicherer leistet Entschädigung in Höhe des titu-
lierten Schadenersatzbetrages im Rahmen der in die-
sem Vertrag vereinbarten Deckungssumme. 

Die Entschädigung wird nur geleistet gegen Aushändi-
gung des Originaltitels, der Originalvollstreckungsunter-
lagen und sonstiger Unterlagen, aus denen sich ergibt, 
dass ein Versicherungsfall im Sinne dieser Bedingungen 
vorliegt.  

Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet, seinen An-
spruch an den Versicherer abzutreten. 

 Subsidiarität d.

Der Versicherer leistet keine Entschädigung, soweit für 
den Schaden eine Leistung aus einem anderen Versi-
cherungsvertrag des Versicherungsnehmers bean-
sprucht werden kann oder für den ein Träger der Sozial-
versicherung oder Sozialhilfe leistungspflichtig ist. 

6.14 Mitversicherung als Dienstherr 

Versichert ist die gesetzliche Haftpflicht des Versicherungs-
nehmers als Dienstherr der im Jagdbetrieb beschäftigten 
Personen (z. B. Berufsjäger, Jagdaufseher oder Treiber). 

6.15 Ehrenamtliche Tätigkeiten 

Versichert ist die gesetzliche Haftpflicht aus der gelegentlichen 
ehrenamtlichen Tätigkeit oder unentgeltlichen Freiwilligenar-
beit in jagdlichen Organisationen aller Art (z.B. als Schießauf-
sicht auf einem Schießstand, Hegegemeinschaftsleiter, Kreis-
gruppenvorsitzender), soweit hierfür weder eine anderweitige 
Deckung, z.B. durch eine Betriebs-Haftpflichtversicherung des 
Schießstandsbetreibers oder eine Vereins-Haftpflicht-
versicherung des Veranstalters, noch eine Haftungsfreistellung 
von Seiten Dritter besteht. 

Nicht versichert ist die Haftpflicht wegen Vermögensschäden 
sowie aus Ehrenämter mit hoheitlichen oder beruflichen Cha-
rakter. 

6.16 Allgemeines Umweltrisiko 

Versichert ist die gesetzliche Haftpflicht privatrechtlichen 
Inhalts des Versicherungsnehmers wegen Schäden durch 
Umwelteinwirkung.  

Schäden durch Umwelteinwirkung liegen vor, wenn sie durch 
Stoffe, Erschütterungen, Geräusche, Druck, Strahlen, Gase, 
Dämpfe, Wärme oder sonstige Erscheinungen verursacht 
werden, die sich in Boden, Luft oder Wasser ausgebreitet 
haben. 

Zu Schäden nach dem Umweltschadensgesetz siehe Ab-
schnitt „Besondere Umweltrisiken“.  

6.17 Gewässerschaden-Restrisiko 

Besondere Bedingungen für die Versicherung der Haftpflicht 
aus Gewässerschäden - außer Anlagenrisiko –  

 Versichert ist im Umfang des Vertrages, wobei Vermö-a.
gensschäden wie Sachschäden behandelt werden, die 
gesetzliche Haftpflicht des Versicherungsnehmers für 
unmittelbare oder mittelbare Folgen von Veränderungen 
der physikalischen, chemischen oder biologischen Be-
schaffenheit eines Gewässers, einschließlich des 
Grundwassers (Gewässerschäden), mit Ausnahme der 
Haftpflicht als Inhaber von Anlagen zur Lagerung von 
gewässerschädlichen Stoffen und aus Verwendung die-
ser gelagerten Stoffe. Versicherungsschutz hierfür wird 
ausschließlich durch besonderen Vertrag gewährt.  

 Aufwendungen, auch erfolglose, die der Versicherungs-b.
nehmer im Versicherungsfall zur Abwendung oder Min-
derung des Schadens für geboten halten durfte (Ret-
tungskosten) sowie außergerichtliche Gutachterkosten 
werden vom Versicherer insoweit übernommen, als sie 
zusammen mit der Entschädigungsleistung die Versiche-
rungssumme für Sachschäden nicht übersteigen. 

Für Gerichts- und Anwaltskosten bleibt es bei der Rege-
lung der Allgemeinen Versicherungsbedingungen für die 
Jagdhaftpflichtversicherung (AVB).  

 Auf Weisung des Versicherers aufgewendete Rettungs- c.
und außergerichtliche Gutachterkosten sind auch inso-
weit zu ersetzen, als sie zusammen mit der Entschädi-
gung die Versicherungssumme für Sachschäden über-
steigen.  

Eine Billigung des Versicherers von Maßnahmen des 
Versicherungsnehmers oder Dritter zur Abwendung oder 
Minderung des Schadens gilt nicht als Weisung des 
Versicherers. 

 Ausgeschlossen sind Haftpflichtansprüche gegen die d.
Personen (Versicherungsnehmer oder jeden Mitversi-
cherten), die den Schaden durch vorsätzliches Abwei-
chen von dem Gewässerschutz dienenden Gesetzen, 
Verordnungen, an den Versicherungsnehmer gerichte-
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ten behördlichen Anordnungen oder Verfügungen her-
beigeführt haben. 

Ausgeschlossen sind Haftpflichtansprüche wegen Schä-
den, die unmittelbar oder mittelbar auf Kriegsereignis-
sen, anderen feindseligen Handlungen, Aufruhr, inneren 
Unruhen, Generalstreik (in der Bundesrepublik oder in 
einem Bundesland) oder unmittelbar auf Verfügungen 
oder Maßnahmen von hoher Hand beruhen. Das gleiche 
gilt für Schäden durch höhere Gewalt, soweit sich ele-
mentare Naturkräfte ausgewirkt haben.  

 Kleingebinde bis 50 l/kg je Einzelgebinde und mit einem e.
Gesamtfassungsvermögen bis 2.500 l/kg gelten nicht als 
Anlagen.  

6.18 Abwässer 

Versichert ist die gesetzliche Haftpflicht des Versicherungs-
nehmers wegen Schäden durch Abwässer. Bei Sachschäden 
gilt dies ausschließlich für Schäden durch häusliche Abwässer. 

6.19 Nicht versicherungspflichtige Kraftfahrzeuge, Kraft-
fahrzeug-Anhänger 

 Versichert ist – abweichend von Ziffer 8.14 – die gesetz-a.
liche Haftpflicht des Versicherungsnehmers wegen 
Schäden, die verursacht werden durch den Gebrauch 
ausschließlich von folgenden nicht versicherungspflichti-
gen Kraftfahrzeugen und Kraftfahrzeug-Anhängern: 

1) nur auf nicht öffentlichen Wegen und Plätzen ver-
kehrende Kraftfahrzeuge ohne Rücksicht auf eine 
bauartbedingte Höchstgeschwindigkeit; 

2) Kraftfahrzeuge mit nicht mehr als 6 km/h bauart-
bedingter Höchstgeschwindigkeit; 

3) Stapler mit nicht mehr als 20 km/h bauartbedingter 
Höchstgeschwindigkeit; 

4) selbstfahrende Arbeitsmaschinen mit nicht mehr 
als 20 km/h bauartbedingter Höchstgeschwindig-
keit; 

5) Kraftfahrzeug-Anhänger, die nicht zulassungs-
pflichtig sind oder nur auf nicht öffentlichen Wegen 
und Plätzen verkehren. 

Für die vorgenannten Fahrzeuge gilt: 

Diese Fahrzeuge dürfen nur von einem berechtigten 
Fahrer gebraucht werden. Berechtigter Fahrer ist, wer 
das Fahrzeug mit Wissen und Willen des Verfügungsbe-
rechtigten gebrauchen darf. Der Versicherungsnehmer 
ist verpflichtet, dafür zu sorgen, dass das Fahrzeug nur 
von einem Fahrer benutzt wird, der die erforderliche 
Fahrerlaubnis hat. 

 Der Fahrer des Fahrzeugs darf das Fahrzeug auf öffent-b.
lichen Wegen oder Plätzen nur mit der erforderlichen 
Fahrerlaubnis benutzen. Der Versicherungsnehmer ist 
verpflichtet, dafür zu sorgen, dass das Fahrzeug nicht 
von einem Fahrer benutzt wird, der nicht die erforderli-
che Fahrerlaubnis hat. 

 Wenn der Versicherungsnehmer eine dieser Obliegen-c.
heiten verletzt, gilt Ziffer 27.3 (Rechtsfolgen bei Verlet-
zung von Obliegenheiten). 

6.20 Gebrauch von Wasserfahrzeugen 

Versichert ist - abweichend von Ziffer 8.16 - die gesetzliche 
Haftpflicht des Versicherungsnehmers als Eigentümer, Halter 
oder Führer ausschließlich von eigenen und fremden Wasser-
fahrzeugen ohne Segel oder ohne Motoren (auch Hilfsmoto-
ren). 

6.21 Innovationsgarantie 

Werden die dieser Jagdhaftpflichtversicherung zugrunde 
liegenden Bedingungen ausschließlich zum Vorteil des Versi-
cherungsnehmers und ohne Mehrbeitrag geändert, so gelten 

die neuen Bedingungen mit sofortiger Wirkung auch für diesen 
Vertrag. 

6.22 Leistungsgarantie gegenüber  den GDV-Muster-
Bedingungen 

Die Bayerische garantiert, dass die dieser Haftpflichtversiche-
rung zugrunde liegenden Allgemeinen Versicherungsbedin-
gungen für die Jagdhaftpflichtversicherung (AVB-Jagd) aus-
schließlich zum Vorteil des Versicherungsnehmers von den 
durch den Gesamtverband der Versicherungswirtschaft (GDV) 
empfohlenen Bedingungen – jeweils aktueller Stand – abwei-
chen. 

7 Inwiefern gelten Vermögensschäden im Rahmen der 
Jagdhaftpflicht mitversichert? 

Versichert ist die gesetzliche Haftpflicht des Versicherungs-
nehmers wegen Vermögensschäden, die weder durch Perso-
nen- noch durch Sachschäden entstanden sind. 

7.1 Ausschlüsse 

Vom Versicherungsschutz ausgeschlossen sind Ansprüche 
wegen Vermögensschäden 

1) durch vom Versicherungsnehmer (oder in seinem 
Auftrag oder für seine Rechnung von Dritten) her-
gestellte oder gelieferte Sachen, erbrachte Arbei-
ten oder sonstige Leistungen; 

2) aus planender, beratender, bau- oder montagelei-
tender, prüfender oder gutachterlicher Tätigkeit; 

3) aus Ratschlägen, Empfehlungen oder Weisungen 
an wirtschaftlich verbundene Unternehmen; 

4) aus Vermittlungsgeschäften aller Art; 

5) aus Auskunftserteilung, Übersetzung sowie Reise-
veranstaltung; 

6) aus Anlage-, Kredit-, Versicherungs-, Grund-
stücks-, Leasing- oder ähnlichen wirtschaftlichen 
Geschäften, aus Zahlungsvorgängen aller Art, aus 
Kassenführung sowie aus Untreue oder Unter-
schlagung; 

7) aus Rationalisierung und Automatisierung; 

8) aus der Verletzung von gewerblichen Schutzrech-
ten und Urheberrechten sowie des Kartell- oder 
Wettbewerbsrechts; 

9) aus der Nichteinhaltung von Fristen, Terminen, 
Vor- und Kostenanschlägen; 

10) aus Pflichtverletzungen, die mit der Tätigkeit als 
ehemalige oder gegenwärtige Mitglieder von Vor-
stand, Geschäftsführung, Aufsichtsrat, Beirat oder 
anderer vergleichbarer Leitungs- oder Aufsichts-
gremien / Organe im Zusammenhang stehen; 

11) aus bewusstem Abweichen von gesetzlichen oder 
behördlichen Vorschriften, von Anweisungen oder 
Bedingungen des Auftraggebers oder aus sonsti-
ger bewusster Pflichtverletzung; 

12) aus dem Abhandenkommen von Sachen, auch z. 
B. von Geld, Wertpapieren und Wertsachen; 

13) aus Schäden durch ständige Emissionen (z. B. 
Geräusche, Gerüche, Erschütterungen). 

Versichert ist – abweichend von Ziffer 7.1 Satz 1 und 8.9 – die 
gesetzliche Haftpflicht des Versicherungsnehmers wegen 
Vermögensschäden aus der Verletzung von Datenschutzge-
setzen durch Verwendung personenbezogener Daten. 

Versichert sind – abweichend von 8.3 – gesetzliche Haft-
pflichtansprüche wegen Vermögensschäden von Versicherten 
(Versicherungsnehmer oder mitversicherte Personen) unterei-
nander.  
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7.2 Versicherungssumme 

Die Versicherungssumme für Vermögensschäden beträgt je 
Versicherungsfall maximal 20 Mio. EUR innerhalb der Pau-
schalversicherungssumme und steht zudem als Höchstersatz-
leistung für alle Versicherungsfälle eines Versicherungsjahres 
zur Verfügung. 

8 Welche allgemeinen Ausschlüsse bestehen? 

Falls im Versicherungsschein oder seinen Nachträgen nicht 
ausdrücklich etwas anderes bestimmt ist, sind vom Versiche-
rungsschutz ausgeschlossen: 

8.1 Vorsätzlich herbeigeführte Schäden 

Ausgeschlossen sind Versicherungsansprüche aller Personen, 
die den Schaden vorsätzlich herbeigeführt haben. 

8.2 Kenntnis der Mangelhaftigkeit oder Schädlichkeit 
von Erzeugnissen, Arbeiten und sonstigen Leistun-
gen 

Ausgeschlossen sind Versicherungsansprüche aller Personen, 
die den Schaden dadurch verursacht haben, dass sie in 
Kenntnis von deren Mangelhaftigkeit oder Schädlichkeit  

• Erzeugnisse in den Verkehr gebracht oder 

• Arbeiten oder sonstige Leistungen erbracht haben. 

8.3 Ansprüche der Versicherten untereinander 

Ausgeschlossen sind Ansprüche  

1) des Versicherungsnehmers selbst oder der in Zif-
fer 8.4 benannten Personen gegen die mitversi-
cherten Personen, 

2) zwischen mehreren Versicherungsnehmern des-
selben Versicherungsvertrags, 

3) zwischen mehreren mitversicherten Personen 
desselben Versicherungsvertrags. 

Diese Ausschlüsse erstrecken sich auch auf Ansprüche von 
Angehörigen der vorgenannten Personen, die mit diesen in 
häuslicher Gemeinschaft leben. 

8.4 Schadenfälle von Angehörigen des Versicherungs-
nehmers und von wirtschaftlich verbundenen Per-
sonen 

Ausgeschlossen sind Ansprüche gegen den Versicherungs-
nehmer aus Schadenfällen  

 seiner Angehörigen, die mit ihm in häuslicher Gemein-a.
schaft leben oder die zu den im Versicherungsvertrag 
mitversicherten Personen gehören;  

Als Angehörige gelten  

• Ehegatten, Lebenspartner im Sinne des Lebens-

partnerschaftsgesetzes oder vergleichbare Part-

nerschaften nach dem Recht anderer Staaten, 

• Eltern und Kinder, 

• Adoptiveltern und -kinder, 

• Schwiegereltern und -kinder, 

• Stiefeltern und -kinder, 

• Großeltern und Enkel, 

• Geschwister sowie 

• Pflegeeltern und -kinder (Personen, die durch ein 

familienähnliches, auf längere Dauer angelegtes 

Verhältnis wie Eltern und Kinder miteinander ver-

bunden sind). 

Auf die Angehörigen-Klausel Ziff. 6.10 wird hingewiesen; 

 von seinen gesetzlichen Vertretern oder Betreuern, b.
wenn der Versicherungsnehmer eine geschäftsunfähige, 
beschränkt geschäftsfähige oder betreute Person ist; 

 von seinen gesetzlichen Vertretern, wenn der Versiche-c.
rungsnehmer eine juristische Person des privaten oder 
öffentlichen Rechts oder ein nicht rechtsfähiger Verein 
ist; 

 von seinen unbeschränkt persönlich haftenden Gesell-d.
schaftern, wenn der Versicherungsnehmer eine Offene 
Handelsgesellschaft, Kommanditgesellschaft oder Ge-
sellschaft bürgerlichen Rechts ist; 

 von seinen Partnern, wenn der Versicherungsnehmer e.
eine eingetragene Partnerschaftsgesellschaft ist; 

 von seinen Liquidatoren, Zwangs- und Insolvenzverwal-f.
tern. 

Die Ausschlüsse unter b. bis f. gelten auch für Ansprüche von 
Angehörigen der dort genannten Personen, die mit diesen in 
häuslicher Gemeinschaft leben. 

8.5 Miete, Leasing, Pacht, Leihe, verbotene Eigen-
macht, besonderer Verwahrungsvertrag 

Ausgeschlossen sind Ansprüche wegen Schäden an fremden 
Sachen und allen sich daraus ergebenden Vermögensschä-
den, wenn der Versicherungsnehmer oder ein Bevollmächtig-
ter oder Beauftragter des Versicherungsnehmers diese Sa-
chen gemietet, geleast, gepachtet, geliehen, durch verbotene 
Eigenmacht erlangt hat oder sie Gegenstand eines besonde-
ren Verwahrungsvertrags sind. 

Auf Ziff. 6.7 wird hingewiesen. 

8.6 Schäden an hergestellten oder gelieferten Sachen, 
Arbeiten und sonstigen Leistungen 

Ausgeschlossen sind Ansprüche wegen Schäden an vom 
Versicherungsnehmer hergestellten oder gelieferten Sachen, 
Arbeiten oder sonstigen Leistungen infolge einer in der Her-
stellung, Lieferung oder Leistung liegenden Ursache und alle 
sich daraus ergebenden Vermögensschäden. Dies gilt auch 
dann, wenn die Schadenursache in einem mangelhaften 
Einzelteil der Sache oder in einer mangelhaften Teilleistung 
liegt und zur Beschädigung oder Vernichtung der Sache oder 
Leistung führt. 

Dieser Ausschluss findet auch dann Anwendung, wenn Dritte 
im Auftrag oder für Rechnung des Versicherungsnehmers die 
Herstellung oder Lieferung der Sachen oder die Arbeiten oder 
sonstigen Leistungen übernommen haben. 

8.7 Asbest 

Ausgeschlossen sind Ansprüche wegen Schäden, die auf 
Asbest, asbesthaltige Substanzen oder Erzeugnisse zurückzu-
führen sind. 

8.8 Gentechnik 

Ausgeschlossen sind Ansprüche wegen Schäden, die zurück-
zuführen sind auf  

1) gentechnische Arbeiten, 

2) gentechnisch veränderte Organismen (GVO), 

3) Erzeugnisse, die  

• Bestandteile aus GVO enthalten, 

• aus GVO oder mit Hilfe von GVO hergestellt wurden. 

8.9 Persönlichkeits- und Namensrechtsverletzungen 

Ausgeschlossen sind Ansprüche wegen Schäden aus Persön-
lichkeits- oder Namensrechtsverletzungen. 
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8.10 Anfeindung, Schikane, Belästigung und sonstige 
Diskriminierung 

Ausgeschlossen sind Ansprüche wegen Schäden aus Anfein-
dung, Schikane, Belästigung, Ungleichbehandlung oder sons-
tigen Diskriminierungen. 

8.11 Übertragung von Krankheiten 

Ausgeschlossen sind Ansprüche wegen 

1) Personenschäden, die aus der Übertragung einer 
Krankheit des Versicherungsnehmers resultieren, 

2) Sachschäden, die durch Krankheit der dem Versi-
cherungsnehmer gehörenden, von ihm gehaltenen 
oder veräußerten Tiere entstanden sind. 

In beiden Fällen besteht Versicherungsschutz, wenn der Ver-
sicherungsnehmer beweist, dass er weder vorsätzlich noch 
grob fahrlässig gehandelt hat 

8.12 Senkungen, Erdrutschungen, Überschwemmungen 

Ausgeschlossen sind Ansprüche wegen Sachschäden und alle 
sich daraus ergebenden Vermögensschäden, welche entste-
hen durch  

• Senkungen von Grundstücken oder Erdrutschungen  

• Überschwemmungen stehender oder fließender 
Gewässer. 

8.13 Strahlen 

Ausgeschlossen sind Ansprüche wegen Schäden, die in un-
mittelbarem oder mittelbarem Zusammenhang mit energierei-
chen ionisierenden Strahlen stehen (z.B. Strahlen von radioak-
tiven Stoffen oder Röntgenstrahlen). 

8.14 Kraftfahrzeuge und Kraftfahrzeug-Anhänger 

Ausgeschlossen sind Ansprüche wegen Schäden, die der 
Versicherungsnehmer, eine mitversicherte Person oder eine 
von ihnen bestellte oder beauftragte Person durch den Ge-
brauch eines Kraftfahrzeugs oder Kraftfahrzeug-Anhängers 
verursachen. 

Eine Tätigkeit der vorstehend genannten Personen an einem 
Kraftfahrzeug oder Kraftfahrzeug-Anhänger ist kein Gebrauch 
im Sinne dieser Bestimmung, wenn keine dieser Personen 
Halter oder Besitzer des Fahrzeugs ist und wenn das Fahr-
zeug hierbei nicht in Betrieb gesetzt wird. 

8.15 Luft- und Raumfahrzeuge, Luftlandeplätze 

Ausgeschlossen sind Ansprüche  

 wegen Schäden, die der Versicherungsnehmer, eine a.
mitversicherte Person oder eine von ihnen bestellte oder 
beauftragte Person durch den Gebrauch eines Luft- oder 
Raumfahrzeugs verursachen oder für die sie als Halter 
oder Besitzer eines Luft- oder Raumfahrzeugs in An-
spruch genommen werden. 

 wegen Schäden an Luft- oder Raumfahrzeugen, der mit b.
diesen beförderten Sachen, der Insassen und allen sich 
daraus ergebenden Vermögensschäden sowie wegen 
sonstiger Schäden durch Luft- oder Raumfahrzeuge aus  

1) der Planung oder Konstruktion, Herstellung oder 
Lieferung von Luft- oder Raumfahrzeugen oder 
Teilen von Luft- oder Raumfahrzeugen, soweit die 
Teile ersichtlich für den Bau von Luft- oder Raum-
fahrzeugen oder den Einbau in Luft- oder Raum-
fahrzeugen bestimmt waren, 

2) Tätigkeiten (z. B. Montage, Wartung, Inspektion, 
Überholung, Reparatur, Beförderung) an Luft- oder 
Raumfahrzeugen oder deren Teilen. 

 gegen den Versicherungsnehmer als Eigentümer, Mie-c.
ter, Pächter, Leasingnehmer und Nutznießer von Luft-
landeplätzen. 

Eine Tätigkeit der vorstehend genannten Personen an 
einem Luft- oder Raumfahrzeug ist kein Gebrauch im 
Sinne dieser Bestimmung, wenn keine dieser Personen 
Halter oder Besitzer des Fahrzeugs ist und wenn das 
Fahrzeug hierbei nicht in Betrieb gesetzt wird. 

8.16 Wasserfahrzeuge 

Ausgeschlossen sind Ansprüche wegen Schäden, die der 
Versicherungsnehmer, eine mitversicherte Person oder eine 
von ihnen bestellte oder beauftragte Person durch den Ge-
brauch eines Wasserfahrzeugs verursachen oder für die sie 
als Halter oder Besitzer eines Wasserfahrzeugs in Anspruch 
genommen werden. 

Eine Tätigkeit der vorstehend genannten Personen an einem 
Wasserfahrzeug ist kein Gebrauch im Sinne dieser Bestim-
mung, wenn keine dieser Personen Halter oder Besitzer des 
Wasserfahrzeugs ist und wenn das Wasserfahrzeug hierbei 
nicht in Betrieb gesetzt wird. 

8.17 Wildschaden 

Ausgeschlossen sind Ansprüche aus Wildschaden. 

8.18 Schäden durch Bearbeitung fremder Sachen (Tätig-
keitsschäden) 

Ausgeschlossen sind Ansprüche wegen Tätigkeitsschäden.  

 Tätigkeitsschäden sind Schäden an fremden Sachen a.
und alle sich daraus ergebenden Vermögensschäden 
durch eine betriebliche oder berufliche Tätigkeit, die 
dadurch entstanden sind, dass der Versicherungsneh-
mer oder ein Bevollmächtigter oder Beauftragter des 
Versicherungsnehmers  

1) an diesen Sachen tätig geworden ist (Bearbeitung, 
Reparatur, Beförderung, Prüfung oder derglei-
chen), 

2) diese Sachen zur Durchführung seiner Tätigkeiten 
als Werkzeug, Hilfsmittel, Materialablagefläche 
oder dergleichen benutzt hat oder  

3) Sachen beschädigt hat, die sich im unmittelbaren 
Einwirkungsbereich der Tätigkeit befunden haben. 
Sind zum Zeitpunkt der Tätigkeit offensichtlich 
notwendige Schutzvorkehrungen getroffen wor-
den, um diese Schäden zu vermeiden, liegt kein 
Tätigkeitsschaden vor.  

 Bei unbeweglichen Sachen liegt ein solcher Tätigkeits-b.
schaden nur dann vor, wenn diese Sachen oder Teile 
von ihnen unmittelbar von der Tätigkeit betroffen gewe-
sen, unmittelbar benutzt worden sind oder sich im unmit-
telbaren Einwirkungsbereich befunden haben.  

8.19 Entschädigungen mit Strafcharakter („punitive 
damages“) 

Ausgeschlossen sind Ansprüche auf Entschädigung mit Straf-
charakter, insbesondere punitive oder exemplary damages. 

Ausgeschlossen sind Ansprüche nach den Artikeln 1792 ff. 
und den damit im Zusammenhang stehenden Regressansprü-
chen nach Artikel 1147 des französischen Code Civil oder 
gleichartiger Bestimmungen anderer Länder. 

8.20 Veränderungen des versicherten Risikos           
(Erhöhungen und Erweiterungen) 

Versichert ist auch die gesetzliche Haftpflicht des Versiche-
rungsnehmers aus Erhöhungen oder Erweiterungen des versi-
cherten Risikos.  

Dies gilt nicht 
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 für Risiken aus dem Halten oder Gebrauch von versiche-a.
rungspflichtigen Kraft-, Luft- oder Wasserfahrzeugen 
sowie 

 für sonstige Risiken, die der Versicherungs- oder De-b.
ckungsvorsorgepflicht unterliegen. 

Erhöhungen des versicherten Risikos durch Änderung beste-
hender oder Erlass neuer Rechtsvorschriften:  

In diesen Fällen ist der Versicherer berechtigt, das Ver-
sicherungsverhältnis unter Einhaltung einer Frist von ei-
nem Monat zu kündigen.  

Das Kündigungsrecht erlischt, wenn es nicht innerhalb 
eines Monats von dem Zeitpunkt an ausgeübt wird, in 
welchem der Versicherer von der Erhöhung Kenntnis er-
langt hat. 

8.21 Neu hinzukommende Risiken             
(Vorsorgeversicherung) 

 Im Umfang des bestehenden Vertrags ist die gesetzliche a.
Haftpflicht des Versicherungsnehmers aus Risiken, die 
nach Abschluss des Versicherungsvertrags neu entste-
hen, sofort versichert. 

 Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet, nach Aufforde-b.
rung des Versicherers jedes neue Risiko innerhalb eines 
Monats anzuzeigen. Die Aufforderung kann auch mit der 
Beitragsrechnung erfolgen. Unterlässt der Versiche-
rungsnehmer die rechtzeitige Anzeige, entfällt der Versi-
cherungsschutz für das neue Risiko rückwirkend ab 
dessen Entstehung. 

 Tritt der Versicherungsfall ein, bevor das neue Risiko c.
angezeigt wurde, so hat der Versicherungsnehmer zu 
beweisen, dass das neue Risiko erst nach Abschluss 
der Versicherung und zu einem Zeitpunkt hinzugekom-
men ist, zu dem die Anzeigefrist noch nicht verstrichen 
war. 

 Der Versicherer ist berechtigt, für das neue Risiko einen d.
angemessenen Beitrag zu verlangen. Kommt eine Eini-
gung über die Höhe des Beitrags innerhalb einer Frist 
von einem Monat nach Eingang der Anzeige nicht zu-
stande, entfällt der Versicherungsschutz für das neue 
Risiko rückwirkend ab dessen Entstehung. 

 Für den Versicherungsschutz neuer Risiken gilt die in  e.
Ziffer 5.1 zugrunde gelegte Pauschalversicherungs-
summe, sofern nicht im Versicherungsschein eine gerin-
gere Versicherungssumme festgesetzt ist. 

 Die Regelung der Vorsorgeversicherung gilt nicht für f.

1) Risiken aus dem Eigentum, Besitz, Halten oder 
Führen eines Kraft-, Luft- oder Wasserfahrzeugs, 
soweit diese Fahrzeuge der Zulassungs-, Führer-
schein- oder Versicherungspflicht unterliegen;  

2) Risiken aus dem Eigentum, Besitz, Betrieb oder 
Führen von Bahnen; 

3) Risiken, die der Versicherungs- oder Deckungs-
vorsorgepflicht unterliegen; 

4) Risiken, die kürzer als ein Jahr bestehen werden 
und deshalb im Rahmen von kurzfristigen Versi-
cherungsverträgen zu versichern sind; 

5) Risiken aus betrieblicher, beruflicher, dienstlicher 
und amtlicher Tätigkeit.   

9 Fortsetzung der Jagdhaftpflichtversicherung nach 
dem Tod des Versicherungsnehmers  

Nach dem Tod des Versicherungsnehmers besteht der bedin-
gungsgemäße Versicherungsschutz für die Erben des Versi-
cherungsnehmers bis zum nächsten Beitragsfälligkeitstermin 
fort.  

Abweichend von vorgenanntem Absatz wird die Vorausset-
zung, dass eine bestandene und von deutschen Behörden 
anerkannte Jägerprüfung vorhanden sein muss, auf mitversi-
cherte Tätigkeiten begrenzt, für welche der Besitz eines Jagd-

scheins gesetzlich vorgeschrieben ist.  
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10 Besondere Umweltrisiken 

Der Versicherungsschutz für Schäden nach dem Umweltscha-
densgesetz (USchadG) besteht im Umfang der folgenden 
Bedingungen. 

Zur gesetzlichen Haftpflicht privatrechtlichen Inhalts des Versi-
cherungsnehmers wegen Schäden durch Umwelteinwirkungen 
(Allgemeines Umweltrisiko) siehe Ziffer 6.13. 

10.1 Ein Umweltschaden im Sinne des Umweltschadensge-
setzes (USchadG) ist eine 

 Schädigung von geschützten Arten und natürlichen a.
Lebensräumen, 

 Schädigung der Gewässer einschließlich Grundwasser, b.

 Schädigung des Bodens. c.

10.2 Beschreibung des Versicherungsschutzes 

Versichert sind – abweichend von Ziffer 3 - den Versiche-
rungsnehmer betreffende öffentlich-rechtliche Pflichten oder 
Ansprüche zur Sanierung von Umweltschäden gemäß 
USchadG, soweit während der Wirksamkeit des Versiche-
rungsvertrags 

 die schadenverursachenden Emissionen plötzlich, un-a.
fallartig und bestimmungswidrig in die Umwelt gelangt 
sind oder 

 die sonstige Schadenverursachung plötzlich, unfallartig b.
und bestimmungswidrig erfolgt ist. 

Auch ohne Vorliegen einer solchen Schadenverursachung 
besteht Versicherungsschutz für Umweltschäden durch Lage-
rung, Verwendung oder anderen Umgang von oder mit Er-
zeugnissen Dritter ausschließlich dann, wenn der Umwelt-
schaden auf einen Konstruktions-, Produktions- oder Instrukti-
onsfehler dieser Erzeugnisse zurückzuführen ist. Jedoch 
besteht kein Versicherungsschutz, wenn der Fehler im Zeit-
punkt des Inverkehrbringens der Erzeugnisse nach dem Stand 
von Wissenschaft und Technik nicht hätte erkannt werden 
können (Entwicklungsrisiko). 

Versichert sind darüber hinaus den Versicherungsnehmer 
betreffende Pflichten oder Ansprüche wegen Umweltschäden 
an eigenen, gemieteten, geleasten, gepachteten oder geliehe-
nen Grundstücken, soweit diese Grundstücke vom Versiche-
rungsschutz dieses Vertrags erfasst sind. 

10.3 Ausland 

Versichert sind im Umfang von Ziffer 6.17 die im Geltungsbe-
reich der EU-Umwelthaftungsrichtlinie (2004/35/EG) eintreten-
den Versicherungsfälle. 

Versichert sind insoweit auch die den Versicherungsnehmer 
betreffende Pflichten oder Ansprüche gemäß nationalen Um-
setzungsgesetzen anderer EU-Mitgliedstaaten, sofern diese 
Pflichten oder Ansprüche den Umfang der o. g. EU-Richtlinie 
nicht überschreiten.  

10.4 Ausschlüsse  

Ausgeschlossen sind Versicherungsansprüche aller Personen, 
die den Schaden dadurch verursacht haben, dass sie bewusst 
von Gesetzen, Verordnungen oder an den Versicherungsneh-
mer gerichteten behördlichen Anordnungen oder Verfügungen, 
die dem Umweltschutz dienen, abweichen.  

 

Ausgeschlossen sind Pflichten oder Ansprüche wegen Schä-
den: 

 die durch unvermeidbare, notwendige oder in Kauf a.
genommene Einwirkungen auf die Umwelt entstehen.  

 für die der Versicherungsnehmer aus einem anderen b.
Versicherungsvertrag (z.B. Gewässerschadenhaftpflicht-

versicherung) Versicherungsschutz hat oder hätte erlan-
gen können. 

10.5 Versicherungssumme  

Die Versicherungssumme beträgt maximal je Versicherungsfall 
20 Mio. EUR pauschal für Personen-, Sach- und Vermögens-
schäden und stellt gleichzeitig die Höchstersatzleistung für alle 
Versicherungsfälle eines Versicherungsjahres dar. 
 

Für Personenschäden beträgt die Höchstentschädigungsleis-
tung maximal 15 Mio. je geschädigte Person.  
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11 Gemeinsame Bestimmungen zur „Jagdhaftpflicht-
versicherung und Besondere Umweltrisiken“ 

11.1 Abtretungsverbot 

Der Freistellungsanspruch darf vor seiner endgültigen Fest-
stellung ohne Zustimmung des Versicherers weder abgetreten 
noch verpfändet werden. Eine Abtretung an den geschädigten 
Dritten ist zulässig. 

11.2 Veränderungen des versicherten Risikos und Aus-
wirkung auf den Beitrag (Beitragsregulierung) 

 Der Versicherungsnehmer hat nach Aufforderung mitzu-a.
teilen, ob und welche Änderungen des versicherten Risi-
kos gegenüber den früheren Angaben eingetreten sind. 
Diese Aufforderung kann auch durch einen Hinweis auf 
der Beitragsrechnung erfolgen. Die Angaben sind inner-
halb eines Monats nach Zugang der Aufforderung zu 
machen und auf Wunsch des Versicherers nachzuwei-
sen. Bei unrichtigen Angaben zum Nachteil des Versi-
cherers kann dieser vom Versicherungsnehmer eine 
Vertragsstrafe in dreifacher Höhe des festgestellten Bei-
tragsunterschiedes verlangen. Dies gilt nicht, wenn der 
Versicherungsnehmer beweist, dass ihn an der Unrich-
tigkeit der Angaben kein Verschulden trifft. 

 Aufgrund der Änderungsmitteilung des Versicherungs-b.
nehmers oder sonstiger Feststellungen wird der Beitrag 
ab dem Zeitpunkt der Veränderung berichtigt (Beitrags-
regulierung), beim Wegfall versicherter Risiken jedoch 
erst ab dem Zeitpunkt des Eingangs der Mitteilung beim 
Versicherer. Der vertraglich vereinbarte Mindestbeitrag 
darf dadurch nicht unterschritten werden. Alle entspre-
chend a. nach dem Versicherungsabschluss eingetrete-
nen Erhöhungen und Ermäßigungen des Mindestbei-
trags werden berücksichtigt. 

 Unterlässt der Versicherungsnehmer die rechtzeitige c.
Mitteilung, kann der Versicherer für den Zeitraum, für 
den die Angaben zu machen waren, eine Nachzahlung 
in Höhe des für diesen Zeitraum bereits in Rechnung 
gestellten Beitrags verlangen. Werden die Angaben 
nachträglich gemacht, findet eine Beitragsregulierung 
statt. Ein vom Versicherungsnehmer zu viel gezahlter 
Beitrag wird nur zurückerstattet, wenn die Angaben in-
nerhalb von zwei Monaten nach Zugang der Mitteilung 
des erhöhten Beitrags erfolgten. 

Die vorstehenden Bestimmungen finden auch Anwendung auf 
Versicherungen mit Beitragsvorauszahlung für mehrere Jahre. 

11.3 Wann erfolgt eine Beitragsangleichung und wie ist 
dazu das Kündigungsrecht nach Beitragsanglei-
chung geregelt ? 
 

 Die Versicherungsbeiträge unterliegen der Beitragsan-a.
gleichung. Soweit die Beiträge nach Lohn-, Bau- oder 
Umsatzsumme berechnet werden, findet keine Bei-
tragsangleichung statt. Mindestbeiträge unterliegen un-
abhängig von der Art der Beitragsberechnung der Bei-
tragsangleichung. 

 Ein unabhängiger Treuhänder ermittelt jährlich mit Wir-b.
kung für die ab dem 1. Juli fälligen Beiträge, um welchen 
Prozentsatz sich im vergangenen Kalenderjahr der 
Durchschnitt der Schadenzahlungen aller zum Betrieb 
der Allgemeinen Haftpflichtversicherung zugelassenen 
Versicherer gegenüber dem vorvergangenen Jahr er-
höht oder vermindert hat. Den ermittelten Prozentsatz 
rundet er auf die nächst niedrigere, durch fünf teilbare 
ganze Zahl ab.  

Als Schadenzahlungen gelten dabei auch die speziell 
durch den einzelnen Schadenfall veranlassten Ausga-
ben für die Ermittlung von Grund und Höhe der Versi-
cherungsleistungen. 

Durchschnitt der Schadenzahlungen eines Kalenderjah-
res ist die Summe der in diesem Jahr geleisteten Scha-
denzahlungen geteilt durch die Anzahl der im gleichen 
Zeitraum neu angemeldeten Schadenfälle. 

 Im Falle einer Erhöhung ist der Versicherer berechtigt, c.
im Falle einer Verminderung verpflichtet, den Folgejah-
resbeitrag um den sich aus b. ergebenden Prozentsatz 
zu verändern (Beitragsangleichung). Der veränderte 
Folgejahresbeitrag wird dem Versicherungsnehmer mit 
der nächsten Beitragsrechnung bekannt gegeben. 

Hat sich der Durchschnitt der Schadenzahlungen des 
Versicherers in jedem der letzten fünf Kalenderjahre um 
einen geringeren Prozentsatz als denjenigen erhöht, den 
der Treuhänder jeweils für diese Jahre nach b. ermittelt 
hat, so darf der Versicherer den Folgejahresbeitrag nur 
um den Prozentsatz erhöhen, um den sich der Durch-
schnitt seiner Schadenzahlungen nach seinen unter-
nehmenseigenen Zahlen im letzten Kalenderjahr erhöht 
hat; diese Erhöhung darf diejenige nicht überschreiten, 
die sich nach dem vorstehenden Absatz ergeben würde. 

 Liegt die Veränderung nach b. unter 5 Prozent entfällt d.
eine Beitragsangleichung. Diese Veränderung ist jedoch 
in den folgenden Jahren zu berücksichtigen. 

 Erhöht sich der Beitrag aufgrund der Beitragsanglei-e.
chung gemäß b., ohne dass sich der Umfang des Versi-
cherungsschutzes ändert, kann der Versicherungsneh-
mer den Versicherungsvertrag innerhalb eines Monats 
nach Zugang der Mitteilung des Versicherers mit soforti-
ger Wirkung, frühestens jedoch zu dem Zeitpunkt kündi-
gen, in dem die Beitragserhöhung wirksam werden soll-
te.  

Der Versicherer hat den Versicherungsnehmer in der 
Mitteilung auf das Kündigungsrecht hinzuweisen. Die 
Mitteilung muss dem Versicherungsnehmer spätestens 
einen Monat vor dem Wirksamwerden der Beitragserhö-
hung zugehen. 

Eine Erhöhung der Versicherungssteuer begründet kein 
Kündigungsrecht. 

11.4 Schiedsgerichtsvereinbarungen (gilt nicht für pri-
vate Haftpflichtrisiken) 

Die Vereinbarung von Schiedsgerichtsverfahren vor Eintritt 
eines Versicherungsfalls beeinträchtigt den Versicherungs-
schutz nicht, wenn das Schiedsgericht folgenden Mindestan-
forderungen entspricht: 

 Das Schiedsgericht besteht aus mindestens drei a.
Schiedsrichtern. Der Vorsitzende muss Jurist sein und 
soll die Befähigung zum Richteramt haben. Haben die 
Parteien ihren Firmensitz in verschiedenen Ländern, darf 
er keinem Land der Parteien angehören. 

 Das Schiedsgericht entscheidet nach materiellem Recht b.
und nicht lediglich nach billigem Ermessen (ausgenom-
men im Falle eines Vergleichs, sofern dem Versicherer 
die Mitwirkung am Verfahren ermöglicht wurde). Das an-
zuwendende materielle Recht muss bei Abschluss der 
Schiedsgerichtsvereinbarung festgelegt sein. 

Der Schiedsspruch wird schriftlich niedergelegt und begründet. 
In seiner Begründung sind die die Entscheidung tragenden 
Rechtsnormen anzugeben. 

Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet, dem Versicherer die 
Einleitung von Schiedsgerichtsverfahren unverzüglich anzu-
zeigen und dem Versicherer die Mitwirkung am Schiedsge-
richtsverfahren entsprechend der Mitwirkung des Versicherers 
an Verfahren des ordentlichen Rechtsweges zu ermöglichen. 
Hinsichtlich der Auswahl des vom Versicherungsnehmer zu 
benennenden Schiedsrichters ist dem Versicherer eine ent-
scheidende Mitwirkung einzuräumen. 
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12 Beginn des Versicherungsschutzes, Beitragszah-
lung  

12.1 Wann beginnt der Versicherungsschutz? 

Der Versicherungsschutz beginnt zu dem im Versicherungs-
schein angegebenen Zeitpunkt. Dies gilt vorbehaltlich der 
Regelungen über die Folgen verspäteter Zahlung oder Nicht-
zahlung des Erst-  oder Einmalbeitrags. 

12.2 Wie erfolgt die Beitragszahlung und wie lange ist 
eine Versicherungsperiode? 

 Beitragszahlung a.

Je nach Vereinbarung werden die Beiträge im Voraus gezahlt, 
entweder durch laufende Zahlungen monatlich, vierteljährlich, 
halbjährlich, jährlich oder als Einmalbeitrag. 

 Versicherungsperiode b.

Die Versicherungsperiode beträgt ein Jahr. Das gilt auch, 
wenn die vereinbarte Vertragsdauer länger als ein Jahr ist. Ist 
die vereinbarte Vertragsdauer kürzer als ein Jahr, so ent-
spricht die Versicherungsperiode der Vertragsdauer. 

12.3 Wann ist der  Erst- oder Einmalbeitrag fällig und 
welche Folgen haben verspätete Zahlung oder 
Nichtzahlung? 

 Fälligkeit des Erst- oder Einmalbeitrags  a.

Der erste oder einmalige Beitrag ist unverzüglich nach dem 
Zeitpunkt des vereinbarten und im Versicherungsschein ange-
gebenen Versicherungsbeginns zu zahlen. Dies gilt unabhän-
gig von dem Bestehen eines Widerrufrechts. 

Liegt der vereinbarte Zeitpunkt des Versicherungsbeginns vor 
Vertragsschluss, ist der erste oder einmalige Beitrag unver-
züglich nach Vertragsschluss zu zahlen. 

Zahlt der Versicherungsnehmer nicht unverzüglich nach dem 
in Absatz 1 oder 2 bestimmten Zeitpunkt, beginnt der Versi-
cherungsschutz erst, nachdem die Zahlung veranlasst ist. 

Weicht der Versicherungsschein vom Antrag des Versiche-
rungsnehmers oder getroffenen Vereinbarungen ab, ist der 
erste oder einmalige Beitrag frühestens einen Monat nach 
Zugang des Versicherungsscheins zu zahlen. 

 Rücktrittsrecht des Versicherers bei Zahlungsverzug b.

Wird der erste oder einmalige Beitrag nicht rechtzeitig nach 
Abschnitt a. gezahlt, so kann der Versicherer vom Vertrag 
zurücktreten, solange der Versicherungsnehmer die Zahlung 
nicht veranlasst hat. 

Der Rücktritt ist ausgeschlossen, wenn der Versicherungs-
nehmer die Nichtzahlung nicht zu vertreten hat. 

 Leistungsfreiheit des Versicherers c.

Wenn der Versicherungsnehmer  den ersten oder einmaligen 
Beitrag nicht rechtzeitig nach Abschnitt a. zahlt, so ist der 
Versicherer für einen vor Zahlung  des Beitrags eingetretenen 
Versicherungsfall nicht zur Leistung verpflichtet. Vorausset-
zung ist, dass er den Versicherungsnehmer durch gesonderte 
Mitteilung in Textform (z. B. E-Mail, Telefax oder Brief) oder 
durch einen auffälligen Hinweis im Versicherungsschein auf 
diese Rechtsfolge der Nichtzahlung  des Beitrags aufmerksam 
gemacht hat. 

Die Leistungsfreiheit tritt nur ein, wenn der Versicherungs-
nehmer die Nichtzahlung zu vertreten hat. 

12.4 Wann ist der Folgebeitrag zu zahlen und was ge-
schieht bei nicht rechtzeitiger Zahlung? 

 Fälligkeit a.

Ein Folgebeitrag wird entsprechend der vereinbarten Zah-
lungsweise jeweils zu Monats-, Vierteljahres-, Halbjahres- oder 

Jahresbeginn oder zu einem anderen vereinbarten Zeitpunkt 
fällig. 

Die Zahlung gilt als rechtzeitig, wenn sie zur Fälligkeit veran-
lasst wird. 

 Verzug und Schadensersatz b.

Wird ein Folgebeitrag nicht rechtzeitig gezahlt, gerät der Versi-
cherungsnehmer ohne Mahnung in Verzug. Dies gilt nur, wenn 
er die verspätete Zahlung zu vertreten hat. 

Ist der Versicherungsnehmer mit der Zahlung eines Folgebei-
trags in Verzug, ist der Versicherer berechtigt, Ersatz des ihm 
durch den Verzug entstandenen Schadens zu verlangen. 

 Mahnung c.

Wird ein Folgebeitrag nicht rechtzeitig gezahlt, kann der Versi-
cherer den Versicherungsnehmer auf dessen Kosten in Text-
form (z. B. E-Mail, Telefax oder Brief) zur Zahlung auffordern 
und eine Zahlungsfrist bestimmen (Mahnung). Die Zahlungs-
frist muss von mindestens zwei Wochen ab Zugang der Zah-
lungsaufforderung betragen.  

Die Mahnung ist nur wirksam, wenn der Versicherer je Vertrag 
die rückständigen Beträge  des Beitrags sowie der Zinsen und 
Kosten im Einzelnen beziffert und auf die Rechtsfolgen (Leis-
tungsfreiheit und Kündigungsrecht) hinweist. 

 Leistungsfreiheit nach Mahnung d.

Tritt nach Ablauf der in der Mahnung gesetzten Zahlungsfrist 
ein Versicherungsfall ein und ist der Versicherungsnehmer bei 
Eintritt des Versicherungsfalls mit der Zahlung des Beitrags 
oder der Zinsen oder Kosten in Verzug, so ist der Versicherer 
von der Verpflichtung zur Leistung frei. 

 Kündigung nach Mahnung e.

Ist der Versicherungsnehmer mit der Zahlung der geschulde-
ten Beträge in Verzug, kann der Versicherer nach Ablauf der in 
der Mahnung gesetzten Zahlungsfrist den Vertrag ohne Ein-
haltung einer Kündigungsfrist mit sofortiger Wirkung kündigen. 

Die Kündigung kann mit der Bestimmung der Zahlungsfrist 
verbunden werden. Mit Fristablauf wird die Kündigung wirk-
sam, wenn der Versicherungsnehmer zu diesem Zeitpunkt mit 
der Zahlung in Verzug ist. Hierauf ist der Versicherungsneh-
mer bei der< Kündigung ausdrücklich hinzuweisen. 

 Zahlung des Beitrags nach Kündigung f.

Die Kündigung wird unwirksam, wenn die Zahlung innerhalb 
eines Monats nach der Kündigung veranlasst wird. Wenn die 
Kündigung mit der Zahlungsfrist verbunden worden ist, wird 
sie unwirksam, wenn die Zahlung innerhalb eines Monats nach 
Fristablauf veranlasst wird.  
Die Leistungsfreiheit des Versicherers nach Ziffer 12.3 c. bleibt 
bis zur Zahlung bestehen.  

12.5 Welche Möglichkeiten bietet das Lastschriftverfah-
ren? 

 Pflichten des Versicherungsnehmers a.

Ist zur Einziehung des Beitrags das Lastschriftverfahren ver-
einbart worden, hat der Versicherungsnehmer zum Zeitpunkt 
der Fälligkeit des Beitrags für eine ausreichende Deckung des 
Kontos zu sorgen. 

Konnte der fällige Beitrag ohne Verschulden des Versiche-
rungsnehmers vom Versicherer nicht eingezogen werden, ist 
die Zahlung auch dann noch rechtzeitig, wenn sie unverzüglich 
nach einer in Textform (z. B. E-Mail, Telefax oder Brief) abge-
gebenen Zahlungsaufforderung des Versicherers erfolgt. 

 Fehlgeschlagener Lastschrifteinzug b.

Hat es der Versicherungsnehmer zu vertreten, dass ein oder 
mehrere Beiträge, trotz wiederholtem Einziehungsversuch, 
nicht eingezogen werden können, ist der Versicherer berech-
tigt, das SEPA-Lastschriftmandat in Textform (z. B. E-Mail, 
Telefax oder Brief) zu kündigen. 
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Der Versicherer hat in der Kündigung darauf hinzuweisen, 
dass der Versicherungsnehmer verpflichtet ist, den  ausste-
henden Beitrag und zukünftige Beiträge selbst zu übermitteln. 

Von Kreditinstituten erhobene Bearbeitungsgebühren für 
fehlgeschlagenen Lastschrifteinzug können dem Versiche-
rungsnehmer in Rechnung gestellt werden. 

12.6 Was geschieht mit dem Beitrag bei vorzeitiger Ver-
tragsbeendigung? 

 Allgemeiner Grundsatz a.

Bei vorzeitiger Beendigung des Vertrags steht dem Ver-
sicherer nur derjenige Teil des Beitrags zu, der dem 
Zeitraum entspricht, in dem der Versicherungsschutz 
bestanden hat. 

 Beitrag oder Geschäftsgebühr bei Widerruf, Rücktritt, b.
Anfechtung und fehlendem versicherten Interesse 

1) Widerruft der Versicherungsnehmer seine Ver-
tragserklärung innerhalb von 14 Tagen, hat der 
Versicherer nur den auf die Zeit nach Zugang der 
Widerrufserklärung entfallenden Teil der Beiträge 
zu erstatten. Voraussetzung ist, dass der Versi-
cherer in der Widerrufsbelehrung auf das Wider-
rufsrecht, die Rechtsfolgen des Widerrufs und den 
zu zahlenden Betrag hingewiesen und der Versi-
cherungsnehmer zugestimmt hat, dass der Versi-
cherungsschutz vor Ende der Widerrufsfrist be-
ginnt. 

Ist die Widerrufsbelehrung nach Satz 2 unterblie-
ben, hat der Versicherer zusätzlich den für das 
erste Versicherungsjahr gezahlten Beitrag zu er-
statten. Dies gilt nicht, wenn der Versicherungs-
nehmer Leistungen aus dem Versicherungsvertrag 
in Anspruch genommen hat. 

2) Tritt der Versicherer wegen Verletzung einer vor-
vertraglichen Anzeigepflicht vom Versicherungs-
vertrag zurück, so steht ihm der Beitrag bis zum 
Zugang der Rücktrittserklärung zu. 

Wird der Versicherungsvertrag durch Rücktritt des 
Versicherers beendet, weil der einmalige oder  der 
erste Beitrag nicht rechtzeitig gezahlt worden ist, 
so steht dem Versicherer eine angemessene Ge-
schäftsgebühr zu. 

3) Wird der Versicherungsvertrag durch Anfechtung 
des Versicherers wegen arglistiger Täuschung be-
endet, so steht dem Versicherer der Beitrag bis 
zum Zugang der Anfechtungserklärung zu. 

4) Fällt das versicherte Interesse nach dem Beginn 
der Versicherung vollständig und dauerhaft weg, 
steht dem Versicherer der Beitrag zu, den er hätte 
beanspruchen können, wenn die Versicherung nur 
bis zu dem Zeitpunkt beantragt worden wäre, zu 
dem der Versicherer vom Wegfall des Interesses 
Kenntnis erlangt hat. 

Der Versicherungsnehmer ist nicht zur Zahlung 
des Beitrags verpflichtet, wenn das versicherte In-
teresse bei Beginn der Versicherung nicht besteht, 
oder wenn das Interesse bei einer Versicherung, 
die für ein künftiges Unternehmen oder für ein an-
deres künftiges Interesse genommen ist, nicht 
entsteht. Der Versicherer kann jedoch eine ange-
messene Geschäftsgebühr verlangen. 

Hat der Versicherungsnehmer ein nicht bestehen-
des Interesse in der Absicht versichert, sich 
dadurch einen rechtswidrigen Vermögensvorteil zu 
verschaffen, ist der Vertrag nichtig. Dem Versiche-
rer steht in diesem Fall der Beitrag bis zu dem 
Zeitpunkt zu, zu dem er von den die Nichtigkeit 
begründenden Umständen Kenntnis erlangt. 
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13 Dauer und Ende des Vertrages/Kündigung 

13.1 Für welche Dauer ist der Vertrag abgeschlossen 
und wann endet der Vertrag? 

 Vertragsdauer a.

Der Vertrag ist für den im Versicherungsschein angegebenen 
Zeitraum abgeschlossen. 

 Stillschweigende Verlängerung b.

Bei einer Vertragsdauer von mindestens einem Jahr verlängert 
sich der Vertrag um jeweils ein Jahr. Er verlängert sich nicht, 
wenn einer der Vertragsparteien spätestens drei Monate vor 
dem Ablauf der jeweiligen Vertragslaufzeit eine Kündigung 
zugegangen ist. 

 Vertragsdauer von weniger als einem Jahr c.

Bei einer Vertragsdauer von weniger als einem Jahr endet der 
Vertrag zum vereinbarten Zeitpunkt, ohne dass es einer Kün-
digung bedarf. 

 Kündigung bei mehrjährigen Verträgen d.

Bei einer Vertragsdauer von mehr als drei Jahren kann der 
Versicherungsnehmer den Vertrag zum Ablauf des dritten 
Jahres oder jedes darauf folgenden Jahres kündigen; die 
Kündigung muss dem Versicherer spätestens drei Monate vor 
dem Ablauf des jeweiligen Jahres zugegangen sein. 

 Wegfall des versicherten Interesses  e.

Fällt ein versichertes Interesse nach dem Beginn der Versiche-
rung vollständig und dauerhaft weg, endet der Vertrag bezüg-
lich dieses Interesses zu dem Zeitpunkt, zu dem der Versiche-
rer vom Wegfall des Interesses Kenntnis erlangt. 

13.2 Kündigung nach Versicherungsfall 

 Kündigungsrecht a.

• Für die Sachversicherung gilt: 

Nach dem Eintritt eines Versicherungsfalls kann jede der 
Vertragsparteien den Versicherungsvertrag kündigen. 
Die Kündigung ist in Textform (z. B. E-Mail, Telefax oder 
Brief) zu erklären. Die Kündigung ist nur bis zum Ablauf 
eines Monats seit dem Abschluss der Verhandlungen 
über die Entschädigung zulässig. 

• Für die Haftpflichtversicherung gilt: 

Der Versicherungsvertrag kann gekündigt werden, wenn 

• vom Versicherer eine Schadensersatzzahlung oder 
eine Zahlung von Sanierungskosten von Umwelt-
schäden geleistet wurde oder 

• dem Versicherungsnehmer eine Klage über einen 
versicherten Anspruch gerichtlich zugestellt wird.  

Die Kündigung muss dem Vertragspartner in Textform 
(z. B. E-Mail, Telefax oder Brief) spätestens einen Monat 
nach der Zahlung oder der Zustellung der Klage zuge-
gangen sein. 

 Kündigung durch Versicherungsnehmer b.

Kündigt der Versicherungsnehmer, wird seine Kündigung mit 
ihrem Zugang beim Versicherer wirksam. Der Versicherungs-
nehmer kann jedoch bestimmen, dass die Kündigung zu ei-
nem späteren Zeitpunkt, spätestens jedoch zum Ende der 
laufenden Versicherungsperiode, wirksam wird. 

 Kündigung durch Versicherer c.

Eine Kündigung des Versicherers wird einen Monat nach 
ihrem Zugang beim Versicherungsnehmer wirksam. 

13.3 Veräußerung und deren Rechtsfolgen 

 Übergang der Versicherung a.

• Für die Sachversicherung gilt: 

Wird die versicherte Sache vom Versicherungsnehmer 
veräußert, so tritt zum Zeitpunkt des Eigentumsüber-
gangs (bei Immobilien: Datum der Umschreibung im 
Grundbuch) an dessen Stelle der Erwerber in die wäh-
rend der Dauer seines Eigentums aus dem Versiche-
rungsvertrag sich ergebenden Rechte und Pflichten des 
Versicherungsnehmers ein.   

Die Versicherung geht auch über, wenn die versicherte 
Sache im Wege der Zwangsversteigerung erworben wird 
oder ein Dritter auf Grund eines Nießbrauchs, eines 
Pachtvertrags oder eines ähnlichen Verhältnisses die 
Berechtigung erwirbt, versicherte Bodenerzeugnisse zu 
beziehen. 

Der Versicherer muss den Eintritt des Erwerbers erst 
gegen sich gelten lassen, wenn er hiervon Kenntnis er-
langt. 

• Für die Haftpflichtversicherung gilt: 

Wird ein Unternehmen veräußert, tritt der Erwerber an 
Stelle des Versicherungsnehmers in die während der 
Dauer seines Eigentums sich aus dem Versicherungs-
vertrag ergebenden Rechte und Pflichten ein. 

Dies gilt auch, wenn ein Unternehmen aufgrund eines 
Nießbrauchs, eines Pachtvertrags oder eines ähnlichen 
Verhältnisses von einem Dritten übernommen wird. 

 Kündigung b.

Der Versicherer ist berechtigt, dem Erwerber gegenüber 
den Versicherungsvertrag  unter Einhaltung einer Frist 
von einem Monat in Textform (z. B. E-Mail, Telefax oder 
Brief) zu kündigen. Dieses Kündigungsrecht erlischt, 
wenn es nicht innerhalb eines Monats ab der Kenntnis 
des Versicherers von der Veräußerung ausgeübt wird. 

Der Erwerber ist berechtigt, den Versicherungsvertrag 
mit sofortiger Wirkung oder bis zum Schluss der laufen-
den Versicherungsperiode in Textform zu kündigen. Das 
Kündigungsrecht erlischt, wenn es nicht innerhalb eines 
Monats nach dem Erwerb, bei fehlender Kenntnis des 
Erwerbers vom Bestehen der Versicherung innerhalb ei-
nes Monats ab Erlangung der Kenntnis, ausgeübt wird. 

 Beitrag c.

Der Veräußerer und der Erwerber haften für den Beitrag 
als Gesamtschuldner, wenn der Übergang auf den Er-
werber während einer laufenden Versicherungsperiode 
erfolgt. Wenn der Versicherungsvertrag gekündigt wird, 
haftet der Veräußerer allein für die Zahlung des Bei-
trags. 

 Anzeigepflichten d.

Die Veräußerung ist dem Versicherer vom Veräußerer 
oder Erwerber unverzüglich in Textform (z. B. E-Mail, 
Telefax oder Brief) anzuzeigen. 

Bei einer schuldhaften Verletzung der Anzeigepflicht be-
steht kein Versicherungsschutz, wenn der Versiche-
rungsfall später als einen Monat nach dem Zeitpunkt ein-
tritt, in dem die Anzeige dem Versicherer hätte zugehen 
müssen. Der Versicherer muss hierzu nachweisen, dass 
er den mit dem Veräußerer bestehenden Vertrag mit 
dem Erwerber nicht geschlossen hätte. 

Der Versicherer bleibt zur Leistung verpflichtet, wenn 
ihm die Veräußerung zu dem Zeitpunkt bekannt war, zu 
dem ihm die Anzeige hätte zugehen müssen. Der Versi-
cherer bleibt ebenfalls zur Leistung verpflichtet, wenn 
zur Zeit des Eintrittes des Versicherungsfalls die Frist für 
seine Kündigung abgelaufen war und er nicht gekündigt 
hat. 



Allgemeine Versicherungsbedingungen für die Jagdhaftpflichtversicherung – Anzeigepflicht, Gefahrerhöhung und andere 
Obliegenheiten 

 

 Seite 17 von 21 B
 2

6
0

4
6

3
 (

0
1

.1
6
) 

14 Anzeigepflicht, Gefahrerhöhung, andere Obliegen-
heiten 

14.1 Welche Anzeigepflichten bestehen für den Versi-
cherungsnehmer oder seines Vertreters bis zum 
Vertragsschluss? 

 Vollständigkeit und Richtigkeit von Angaben über ge-a.
fahrerhebliche Umstände 

Der Versicherungsnehmer hat bis zur Abgabe seiner 
Vertragserklärung dem Versicherer alle ihm bekannten 
Gefahrumstände anzuzeigen, nach denen der Versiche-
rer in Textform (z. B. E-Mail, Telefax oder Brief) gefragt 
hat und die für den Entschluss des Versicherers erheb-
lich sind, den Vertrag mit dem vereinbarten Inhalt zu 
schließen. Diese Anzeigepflicht gilt auch dann, wenn der 
Versicherer dem Versicherungsnehmer nach seiner Ver-
tragserklärung, aber vor der Vertragsannahme Fragen 
im Sinn von Satz 1 in Textform stellt. 

Wird der Vertrag von einem Vertreter des Versiche-
rungsnehmers geschlossen, so sind bei der Anwendung 
von Absatz 1 und Ziffer 14.1 b. sowohl die Kenntnis und 
die Arglist des Vertreters als auch die Kenntnis und die 
Arglist des Versicherungsnehmers zu berücksichtigen. 

Der Versicherungsnehmer kann sich darauf, dass die 
Anzeigepflicht nicht vorsätzlich oder grob fahrlässig ver-
letzt worden ist, nur berufen, wenn weder dem Vertreter 
noch dem Versicherungsnehmer Vorsatz oder grobe 
Fahrlässigkeit zur Last fällt. 

 Rechtsfolgen der Verletzung der Anzeigepflicht b.

Rücktritt und Wegfall des Versicherungsschutzes 

Verletzt der Versicherungsnehmer seine Anzeigepflicht 
nach Ziffer 14.1 a., kann der Versicherer vom Vertrag 
zurücktreten. Im Fall des Rücktritts besteht auch für die 
Vergangenheit kein Versicherungsschutz. 

Der Versicherer hat jedoch kein Rücktrittsrecht, wenn 
der Versicherungsnehmer nachweist, dass er die unrich-
tigen oder unvollständigen Angaben weder vorsätzlich 
noch grob fahrlässig gemacht hat. 

Das Rücktrittsrecht des Versicherers wegen grob fahr-
lässiger Verletzung der Anzeigepflicht besteht nicht, 
wenn der Versicherungsnehmer nachweist, dass der 
Versicherer den Vertrag auch bei Kenntnis der nicht an-
gezeigten Umstände zu gleichen oder anderen Bedin-
gungen geschlossen hätte. 

Tritt der Versicherer nach Eintritt des Versicherungsfalls 
zurück, darf er den Versicherungsschutz nicht versagen, 
wenn der Versicherungsnehmer nachweist, dass der un-
vollständig oder unrichtig angezeigte Umstand weder für 
den Eintritt des Versicherungsfalls noch für die Feststel-
lung oder den Umfang der Leistung ursächlich war. Auch 
in diesem Fall besteht aber kein Versicherungsschutz, 
wenn der Versicherungsnehmer die Anzeigepflicht arg-
listig verletzt hat. 

 Kündigung c.

Verletzt der Versicherungsnehmer seine Anzeigepflicht 
nach Ziffer 14.1 a., Absatz 1 leicht fahrlässig oder 
schuldlos, kann der Versicherer den Vertrag kündigen. 

Das Kündigungsrecht ist ausgeschlossen, wenn der 
Versicherungsnehmer nachweist, dass der Versicherer 
den Vertrag auch bei Kenntnis der nicht angezeigten 
Umstände zu gleichen oder anderen Bedingungen ge-
schlossen hätte. 

 Vertragsänderung d.

Hat der Versicherungsnehmer seine Anzeigepflicht nach 
Ziffer 14.1 a. Absatz 1 nicht vorsätzlich verletzt und hätte 
der Versicherer bei Kenntnis der nicht angezeigten Ge-

fahrumstände den Vertrag auch zu anderen Bedingun-
gen geschlossen, so werden die anderen Bedingungen 
auf Verlangen des Versicherers rückwirkend Vertrags-
bestandteil. Bei einer vom Versicherungsnehmer unver-
schuldeten Pflichtverletzung werden die anderen Bedin-
gungen ab der laufenden Versicherungsperiode Ver-
tragsbestandteil. 

Erhöht sich durch eine Vertragsänderung der Beitrag um 
mehr als 10 Prozent oder schließt der Versicherer die 
Gefahrabsicherung für den nicht angezeigten Umstand 
aus, so kann der Versicherungsnehmer den Vertrag in-
nerhalb eines Monats nach Zugang der Mitteilung des 
Versicherers ohne Einhaltung einer Frist kündigen. In 
dieser Mitteilung hat der Versicherer den Versiche-
rungsnehmer auf dessen Kündigungsrecht hinzuweisen. 

 Frist und Form für die Ausübung der Rechte des Versi-e.
cherers 

Die Rechte zum Rücktritt, zur Kündigung oder zur Ver-
tragsänderung muss der Versicherer innerhalb eines 
Monats schriftlich geltend machen. Dabei hat er die Um-
stände anzugeben, auf die er seine Erklärung stützt. Zur 
Begründung kann er nachträglich weitere Umstände in-
nerhalb eines Monats nach deren Kenntniserlangung 
angeben. Die Monatsfrist beginnt mit dem Zeitpunkt, zu 
dem der Versicherer von der Verletzung der Anzeige-
pflicht und der Umstände Kenntnis erlangt, die das von 
ihm jeweils geltend gemachte Recht begründen. 

 Hinweispflicht des Versicherers  f.

Die Rechte zum Rücktritt, zur Kündigung oder zur Ver-
tragsänderung stehen dem Versicherer nur zu, wenn er 
den Versicherungsnehmer durch gesonderte Mitteilung 
in Textform (z. B. E-Mail, Telefax oder Brief) auf die Fol-
gen der Verletzung der Anzeigepflicht hingewiesen hat. 

 Ausschluss von Rechten des Versicherers g.

Der Versicherer kann sich auf seine Rechte zum Rück-
tritt, zur Kündigung oder zur Vertragsänderung nicht be-
rufen, wenn er den nicht angezeigten Gefahrumstand 
oder die Unrichtigkeit der Anzeige kannte. 

 Anfechtung h.

Das Recht des Versicherers, den Vertrag wegen arglisti-
ger Täuschung anzufechten, bleibt bestehen. 

 Erlöschen der Rechte des Versicherers i.

Die Rechte des Versicherers zum Rücktritt, zur Kündi-
gung und zur Vertragsänderung erlöschen mit Ablauf 
von fünf Jahren nach Vertragsschluss. Diese Rechte er-
löschen nicht für Versicherungsfälle, die vor Ablauf die-
ser Frist eingetreten sind. Die Frist beträgt zehn Jahre, 
wenn der Versicherungsnehmer oder sein Vertreter die 
Anzeigepflicht vorsätzlich oder arglistig verletzt hat. 

15 Was bedeutet Gefahrerhöhung (gilt nur für die 
Sachversicherung)? 

15.1 Begriff der Gefahrerhöhung 

Eine Gefahrerhöhung liegt vor, wenn nach Abgabe der Ver-
tragserklärung des Versicherungsnehmers die tatsächlich 
vorhandenen Umstände so verändert werden, dass der Eintritt 
des Versicherungsfalls oder eine Vergrößerung des Schadens 
oder die ungerechtfertigte Inanspruchnahme des Versicherers 
wahrscheinlicher wird. 

Eine Gefahrerhöhung kann insbesondere – aber nicht nur – 
vorliegen, wenn sich ein gefahrerheblicher Umstand ändert, 
nach dem der Versicherer vor Vertragsschluss gefragt hat. 

Eine Gefahrerhöhung nach Absatz 1 liegt nicht vor, wenn sich 
die Gefahr nur unerheblich erhöht hat oder nach den Umstän-
den als mitversichert gelten soll. 



Allgemeine Versicherungsbedingungen für die Jagdhaftpflichtversicherung – Anzeigepflicht, Gefahrerhöhung und andere 
Obliegenheiten 

 

 Seite 18 von 21 B
 2

6
0

4
6

3
 (

0
1

.1
6
) 

15.2 Pflichten des Versicherungsnehmers 

Nach Abgabe seiner Vertragserklärung darf der Versiche-
rungsnehmer ohne vorherige Zustimmung des Versicherers 
keine Gefahrerhöhung vornehmen oder deren Vornahme 
durch einen Dritten gestatten. 

Erkennt der Versicherungsnehmer nachträglich, dass er ohne 
vorherige Zustimmung des Versicherers eine Gefahrerhöhung 
vorgenommen oder gestattet hat, so muss er diese dem Versi-
cherer unverzüglich anzeigen. 

Eine Gefahrerhöhung, die nach Abgabe seiner Vertragserklä-
rung unabhängig von seinem Willen eintritt, muss der Versi-
cherungsnehmer dem Versicherer unverzüglich anzeigen, 
nachdem er von ihr Kenntnis erlangt hat. 

15.3 Kündigung oder Vertragsänderung durch den Ver-
sicherer 

 Kündigungsrecht a.

Verletzt der Versicherungsnehmer seine Verpflichtung nach 
Ziffer 15.2 Absatz 1, kann der Versicherer den Vertrag fristlos 
kündigen, wenn der Versicherungsnehmer seine Verpflichtung 
vorsätzlich oder grob fahrlässig verletzt hat. Das Nichtvorlie-
gen von Vorsatz oder grober Fahrlässigkeit hat der Versiche-
rungsnehmer zu beweisen. 

Beruht die Verletzung auf einfacher Fahrlässigkeit, kann der 
Versicherer unter Einhaltung einer Frist von einem Monat 
kündigen. 

Wird dem Versicherer eine Gefahrerhöhung in den Fällen nach 
Ziffer 15.2 Absatz 2 und 3 bekannt, kann er den Vertrag unter 
Einhaltung einer Frist von einem Monat kündigen. 

 Vertragsänderung b.

Statt der Kündigung kann der Versicherer ab dem Zeitpunkt 
der Gefahrerhöhung einen seinen Geschäftsgrundsätzen 
entsprechenden erhöhten Beitrag verlangen oder die Absiche-
rung der erhöhten Gefahr ausschließen. 

Erhöht sich der Beitrag als Folge der Gefahrerhöhung um 
mehr als 10 Prozent oder schließt der Versicherer die Absiche-
rung der erhöhten Gefahr aus, so kann der Versicherungs-
nehmer den Vertrag innerhalb eines Monats nach Zugang der 
Mitteilung des Versicherers ohne Einhaltung einer Frist kündi-
gen. In der Mitteilung hat der Versicherer den Versicherungs-
nehmer auf dieses Kündigungsrecht hinzuweisen. 

15.4 Erlöschen der Rechte des Versicherers 

Die Rechte des Versicherers zur Kündigung oder Vertragsan-
passung nach Ziffer 15.3 erlöschen, wenn diese nicht inner-
halb eines Monats ab Kenntnis des Versicherers von der 
Gefahrerhöhung ausgeübt werden oder wenn der Zustand 
wiederhergestellt ist, der vor der Gefahrerhöhung bestanden 
hat. 

15.5 Leistungsfreiheit wegen Gefahrerhöhung 

Tritt nach einer Gefahrerhöhung der Versicherungsfall ein, so 
ist der Versicherer nicht zur Leistung verpflichtet, wenn der 
Versicherungsnehmer seine Pflichten nach Ziffer 15.2 Absatz 
1 vorsätzlich verletzt hat. Verletzt der Versicherungsnehmer 
diese Pflichten grob fahrlässig, so ist der Versicherer berech-
tigt, seine Leistung in dem Verhältnis zu kürzen, das der 
Schwere des Verschuldens des Versicherungsnehmers ent-
spricht. Das Nichtvorliegen einer groben Fahrlässigkeit hat der 
Versicherungsnehmer zu beweisen. 

Nach einer Gefahrerhöhung nach Ziffer 15.3 Absatz 2 und 3 
der Versicherer für einen Versicherungsfall, der später als 
einen Monat nach dem Zeitpunkt eintritt, zu dem die Anzeige 
dem Versicherer hätte zugegangen sein müssen, leistungsfrei, 
wenn der Versicherungsnehmer seine Anzeigepflicht vorsätz-
lich verletzt hat. Hat der Versicherungsnehmer seine Pflicht 
grob fahrlässig verletzt, so gilt Ziffer 15.5 Absatz 1 Satz 2 und 

3 entsprechend. Die Leistungspflicht des Versicherers bleibt 
bestehen, wenn ihm die Gefahrerhöhung zu dem Zeitpunkt, zu 
dem ihm die Anzeige hätte zugegangen sein müssen, bekannt 
war. 

Die Leistungspflicht des Versicherers bleibt bestehen, 

1) soweit der Versicherungsnehmer nachweist, dass 
die Gefahrerhöhung nicht ursächlich für den Ein-
tritt des Versicherungsfalls oder den Umfang der 
Leistungspflicht war oder 

2) wenn zur Zeit des Eintrittes des Versicherungsfalls 
die Frist für die Kündigung des Versicherers abge-
laufen und eine Kündigung nicht erfolgt war oder 

3) wenn der Versicherer statt der Kündigung ab dem 
Zeitpunkt der Gefahrerhöhung einen seinen Ge-
schäftsgrundsätzen entsprechend erhöhten Bei-
trag verlangt. 

16 Welche Obliegenheiten muss der Versicherungs-
nehmer beachten?  

16.1 Obliegenheiten vor Eintritt des Versicherungsfalls 

 Für die Sachversicherung gilt: a.

Vertraglich vereinbarte Obliegenheiten, die der Versiche-
rungsnehmer vor Eintritt des Versicherungsfalls zu erfüllen hat, 
sind: 

1) die Einhaltung aller gesetzlichen, behördlichen 
sowie vertraglich vereinbarten Sicherheitsvor-
schriften; 

2) die Einhaltung aller sonstigen vertraglich verein-
barten Obliegenheiten. 

 Für die Haftpflichtversicherung gilt: b.

Besonders gefahrdrohende Umstände hat der Versicherungs-
nehmer auf Verlangen des Versicherers innerhalb angemes-
sener Frist zu beseitigen. Dies gilt nicht, soweit die Beseiti-
gung unter Abwägung der beiderseitigen Interessen unzumut-
bar ist. Ein Umstand, der zu einem Schaden geführt hat, gilt 
ohne weiteres als besonders gefahrdrohend. 

 Rechtsfolgen c.

Verletzt der Versicherungsnehmer vorsätzlich oder grob fahr-
lässig eine Obliegenheit, die er vor Eintritt des Versicherungs-
falls gegenüber dem Versicherer zu erfüllen hat, so kann der 
Versicherer innerhalb eines Monats, nachdem er von der 
Verletzung Kenntnis erlangt hat, den Vertrag fristlos kündigen. 

Der Versicherer hat kein Kündigungsrecht, wenn der Versiche-
rungsnehmer nachweist, dass er die Obliegenheit weder 
vorsätzlich noch grob fahrlässig verletzt hat. 

16.2 Obliegenheiten bei und nach Eintritt des Versiche-
rungsfalls 

Der Versicherungsnehmer hat bei und nach Eintritt des Versi-
cherungsfalls folgende Obliegenheiten zu erfüllen:  

Er hat nach Möglichkeit für die Abwendung und Minderung des 
Schadens zu sorgen. Dabei hat der Versicherungsnehmer 
Weisungen des Versicherers, soweit für ihn zumutbar, zu 
befolgen sowie Weisungen – ggf. auch mündlich oder telefo-
nisch – einzuholen, wenn die Umstände dies gestatten. Ertei-
len mehrere an dem Versicherungsvertrag beteiligte Versiche-
rer unterschiedliche Weisungen, hat der Versicherungsnehmer 
nach pflichtgemäßem Ermessen zu handeln. 

 Für die Sachversicherung gilt zusätzlich zu Absatz 2: a.

 Der Versicherungsnehmer hat 
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1) dem Versicherer den Schadeneintritt, nachdem er 
von ihm Kenntnis erlangt hat, unverzüglich – ggf. 
auch mündlich oder telefonisch – anzuzeigen; 

2) Schäden durch strafbare Handlungen gegen das 
Eigentum unverzüglich der Polizei anzuzeigen; 

3) dem Versicherer und der Polizei unverzüglich ein 
Verzeichnis der abhanden gekommenen Sachen 
einzureichen; 

4) das Schadenbild so lange unverändert zu lassen, 
bis die Schadenstelle oder die beschädigten Sa-
chen durch den Versicherer freigegeben worden 
sind. Sind Veränderungen unumgänglich, sind das 
Schadenbild nachvollziehbar zu dokumentieren 
(z. B. durch Fotos) und die beschädigten Sachen 
bis zu einer Besichtigung durch den Versicherer 
aufzubewahren; 

5) soweit möglich dem Versicherer unverzüglich jede 
Auskunft – auf Verlangen in Schriftform – zu ertei-
len, die zur Feststellung des Versicherungsfalls 
oder des Umfanges der Leistungspflicht des Ver-
sicherers erforderlich ist sowie jede Untersuchung 
über Ursache und Höhe des Schadens und über 
den Umfang der Entschädigungspflicht zu gestat-
ten; 

6) vom Versicherer angeforderte Belege beizubrin-
gen, deren Beschaffung ihm billigerweise zugemu-
tet werden kann. 

7) Steht das Recht auf die vertragliche Leistung des 
Versicherers einem anderen als dem Versiche-
rungsnehmer zu, so hat dieser die Obliegenheiten 
nach Ziffer 16.2 Absatz 2 und a) ebenfalls zu erfül-
len – soweit ihm dies nach den tatsächlichen und 
rechtlichen Umständen möglich ist. 

 Für die Haftpflichtversicherung gilt zusätzlich zu Absatz b.
2: 

1) Jeder Versicherungsfall ist dem Versicherer inner-
halb einer Woche anzuzeigen, auch wenn noch 
keine Schadensersatzansprüche erhoben worden 
sind. Das Gleiche gilt, wenn gegen den Versiche-
rungsnehmer Haftpflichtansprüche geltend ge-
macht werden. 

2) Er hat dem Versicherer ausführliche und wahr-
heitsgemäße Schadenberichte zu erstatten und 
ihn bei der Schadenermittlung und -regulierung zu 
unterstützen. Alle Umstände, die nach Ansicht des 
Versicherers für die Bearbeitung des Schadens 
wichtig sind, müssen mitgeteilt sowie alle dafür 
angeforderten Schriftstücke übersandt werden. 

3) Wird gegen den Versicherungsnehmer ein staats-
anwaltschaftliches, behördliches oder gerichtliches 
Verfahren eingeleitet, ein Mahnbescheid erlassen 
oder ihm gerichtlich der Streit verkündet, hat er 
dies unverzüglich anzuzeigen. 

4) Gegen einen Mahnbescheid oder eine Verfügung 
von Verwaltungsbehörden auf Schadensersatz 
muss der Versicherungsnehmer fristgemäß Wi-
derspruch oder die sonst erforderlichen Rechtsbe-
helfe einlegen. Einer Weisung des Versicherers 
bedarf es nicht.  

5) (Wird gegen den Versicherungsnehmer ein Haft-
pflichtanspruch gerichtlich geltend gemacht, hat er 
die Führung des Verfahrens dem Versicherer zu 
überlassen. Der Versicherer beauftragt im Namen 
des Versicherungsnehmers einen Rechtsanwalt. 
Der Versicherungsnehmer muss dem Rechtsan-
walt Vollmacht sowie alle erforderlichen Auskünfte 
erteilen und die angeforderten Unterlagen zur Ver-
fügung stellen. 

16.3 Leistungsfreiheit bei Obliegenheitsverletzung 

Verletzt der Versicherungsnehmer eine Obliegenheit nach 
Ziffer 16.1. oder 16.2 vorsätzlich, so ist der Versicherer von 
der Verpflichtung zur Leistung frei. Bei grob fahrlässiger Ver-
letzung der Obliegenheit ist der Versicherer berechtigt, seine 
Leistung in dem Verhältnis zu kürzen, das der Schwere des 
Verschuldens des Versicherungsnehmers entspricht. 

Verletzt der Versicherungsnehmer eine nach Eintritt des Versi-
cherungsfalls bestehende Auskunfts- oder Aufklärungsoblie-
genheit, ist der Versicherer nur dann vollständig oder teilweise 
leistungsfrei, wenn er den Versicherungsnehmer durch geson-
derte Mitteilung in Textform (z. B. E-Mail, Telefax oder Brief) 
auf diese Rechtsfolge hingewiesen hat. 

Der Versicherer bleibt zur Leistung verpflichtet, wenn der 
Versicherungsnehmer nachweist, dass er die Obliegenheit 
nicht grob fahrlässig verletzt hat. Dies gilt auch, wenn der 
Versicherungsnehmer nachweist, dass die Verletzung der 
Obliegenheit weder für den Eintritt oder die Feststellung des 
Versicherungsfalls noch für die Feststellung oder den Umfang 
der dem Versicherer obliegenden Leistung ursächlich war. Das 
gilt nicht, wenn der Versicherungsnehmer die Obliegenheit 
arglistig verletzt hat. 
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17 Weitere Regelungen 

17.1 Mehrere Versicherer, Mehrfachversicherung  

Für die Sachversicherung gilt:  

 Anzeigepflicht a.

Wer bei mehreren Versicherern ein Interesse gegen dieselbe 
Gefahr versichert, ist verpflichtet, dem Versicherer die andere 
Versicherung unverzüglich mitzuteilen. In der Mitteilung sind 
der andere Versicherer und die Versicherungssumme anzuge-
ben. Falls keine Versicherungssumme vereinbart ist, ist statt-
dessen der Versicherungsumfang anzugeben. 

 Rechtsfolgen der Verletzung der Anzeigepflicht b.

Verletzt der Versicherungsnehmer die Anzeigepflicht nach 
Ziffer 17.1 a) vorsätzlich oder grob fahrlässig, ist der Versiche-
rer unter den in Ziffer 16 beschriebenen Voraussetzungen zur 
Kündigung berechtigt oder auch ganz oder teilweise leistungs-
frei. Leistungsfreiheit tritt nicht ein, wenn der Versicherer vor 
Eintritt des Versicherungsfalls Kenntnis von der anderen Ver-
sicherung erlangt hat. 

 Haftung und Entschädigung bei Mehrfachversicherung c.

Ist bei mehreren Versicherern ein Interesse gegen dieselbe 
Gefahr versichert und übersteigen die Versicherungssummen 
zusammen den Versicherungswert oder übersteigt aus ande-
ren Gründen die Summe der Entschädigungen, die von jedem 
Versicherer ohne Bestehen der anderen Versicherung zu 
zahlen wären, den Gesamtschaden, liegt eine Mehrfachversi-
cherung vor. 

Die Versicherer sind in der Weise als Gesamtschuldner ver-
pflichtet, dass jeder für den Betrag aufzukommen hat, dessen 
Zahlung ihm nach seinem Vertrage obliegt; der Versiche-
rungsnehmer kann aber im Ganzen nicht mehr als den Betrag 
des ihm entstandenen Schadens verlangen. Satz 1 gilt ent-
sprechend, wenn die Verträge bei demselben Versicherer 
bestehen. 

Erlangt der Versicherungsnehmer oder der Versicherte aus 
anderen Versicherungsverträgen Entschädigung für denselben 
Schaden, so ermäßigt sich der Anspruch aus dem vorliegen-
den Vertrag in der Weise, dass die Entschädigung aus allen 
Verträgen insgesamt nicht höher ist, als wenn der Gesamtbe-
trag der Versicherungssummen, aus denen die Beiträge er-
rechnet wurde, nur in diesem Vertrag in Deckung gegeben 
worden wäre. Bei Vereinbarung von Entschädigungsgrenzen 
ermäßigt sich der Anspruch in der Weise, dass aus allen 
Verträgen insgesamt keine höhere Entschädigung zu leisten 
ist, als wenn der Gesamtbetrag der Versicherungssummen in 
diesem Vertrag in Deckung gegeben worden wäre. 

Hat der Versicherungsnehmer eine Mehrfachversicherung in 
der Absicht geschlossen, sich dadurch einen rechtswidrigen 
Vermögensvorteil zu verschaffen, ist jeder in dieser Absicht 
geschlossene Vertrag nichtig. 

Dem Versicherer steht der Beitrag bis zu dem Zeitpunkt zu, zu 
dem er von den die Nichtigkeit begründenden Umständen 
Kenntnis erlangt. 

 Beseitigung der Mehrfachversicherung d.

Hat der Versicherungsnehmer den Vertrag, durch den die 
Mehrfachversicherung entstanden ist, ohne Kenntnis von dem 
Entstehen der Mehrfachversicherung geschlossen, kann er 
verlangen, dass der später geschlossene Vertrag aufgehoben 
oder die Versicherungssumme unter verhältnismäßiger Minde-
rung des Beitrags auf den Teilbetrag herabgesetzt wird, der 
durch die frühere Versicherung nicht gedeckt ist. 

Die Aufhebung des Vertrags oder die Herabsetzung der Versi-
cherungssumme und Anpassung des Beitrags werden zu dem 
Zeitpunkt wirksam, zu dem die Erklärung dem Versicherer 
zugeht. 

Die Regelungen Ziffer 17.1 d) Absatz 1sind auch anzuwenden, 

wenn die Mehrfachversicherung dadurch entstanden ist, dass 
nach Abschluss der mehreren Versicherungsverträge der 
Versicherungswert gesunken ist. Sind in diesem Fall die meh-
reren Versicherungsverträge gleichzeitig oder im Einverneh-
men der Versicherer geschlossen worden, kann der Versiche-
rungsnehmer nur die verhältnismäßige Herabsetzung der 
Versicherungssummen und der Beiträge verlangen. 

Für die Haftpflichtversicherung gilt: 

Eine Mehrfachversicherung liegt vor, wenn das Risiko in meh-
reren Versicherungsverträgen versichert ist. 

Wenn die Mehrfachversicherung zustande gekommen ist, 
ohne dass der Versicherungsnehmer dies wusste, kann er die 
Aufhebung des später geschlossenen Vertrags verlangen. 

Das Recht auf Aufhebung erlischt, wenn der Versicherungs-
nehmer es nicht innerhalb eines Monats geltend macht, nach-
dem er von der Mehrfachversicherung Kenntnis erlangt hat. 
Die Aufhebung wird zu dem Zeitpunkt wirksam, zu dem die 
Erklärung, mit der sie verlangt wird, dem Versicherer zugeht. 

17.2 Erklärungen und Anzeigen, Anschriftenänderung  

 Form, zuständige Stelle   a.

Die für den Versicherer bestimmten Erklärungen und Anzei-
gen, die den Versicherungsvertrag betreffen und die unmittel-
bar gegenüber dem Versicherer erfolgen, sind in Textform (z. 
B. E-Mail, Telefax oder Brief) abzugeben. Dies gilt nicht, so-
weit gesetzlich Schriftform oder in diesem Vertrag etwas ande-
res bestimmt ist. 

Erklärungen und Anzeigen sollen an die Hauptverwaltung des 
Versicherers oder an die im Versicherungsschein oder in 
dessen Nachträgen als zuständig bezeichnete Stelle gerichtet 
werden. Die gesetzlichen Regelungen über den Zugang von 
Erklärungen und Anzeigen bleiben bestehen. 

 Nichtanzeige einer Anschriften- oder Namensänderung b.

Hat der Versicherungsnehmer eine Änderung seiner Anschrift 
dem Versicherer nicht mitgeteilt, genügt für eine Willenserklä-
rung, die dem Versicherungsnehmer gegenüber abzugeben 
ist, die Absendung eines eingeschriebenen Briefs an die letzte 
dem Versicherer bekannte Anschrift. Die Erklärung gilt drei 
Tage nach der Absendung des Briefs als zugegangen. Dies 
gilt entsprechend für den Fall einer dem Versicherer nicht 
angezeigten Namensänderung des Versicherungsnehmers. 

 Nichtanzeige der Verlegung der gewerblichen Nieder-c.
lassung 

Hat der Versicherungsnehmer die Versicherung unter der 
Anschrift seines Gewerbebetriebs abgeschlossen, findet bei 
einer Verlegung der gewerblichen Niederlassung Ziffer 28.3b) 
entsprechend Anwendung. 

17.3 Vollmacht des Versicherungsvertreters 

 Erklärungen des Versicherungsnehmers  a.

Der Versicherungsvertreter gilt als bevollmächtigt, vom Versi-
cherungsnehmer abgegebene Erklärungen entgegenzuneh-
men betreffend  

1) den Abschluss bzw. den Widerruf eines Versiche-
rungsvertrags;  

2) ein bestehendes Versicherungsverhältnis ein-
schließlich dessen Beendigung;  

3) Anzeige- und Informationspflichten vor Abschluss 
des Vertrags und während des Versicherungsver-
hältnisses. 

 Erklärungen des Versicherers b.
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Der Versicherungsvertreter gilt als bevollmächtigt, vom Versi-
cherer ausgefertigte Versicherungsscheine oder deren Nach-
träge dem Versicherungsnehmer zu übermitteln.  

 Zahlungen an den Versicherungsvertreter  c.

Der Versicherungsvertreter gilt als bevollmächtigt, Zahlungen 
anzunehmen, die der Versicherungsnehmer im Zusammen-
hang mit der Vermittlung oder dem Abschluss eines Versiche-
rungsvertrags an ihn leistet. Eine Beschränkung dieser Voll-
macht muss der Versicherungsnehmer nur gegen sich gelten 
lassen, wenn er die Beschränkung bei der Vornahme der 
Zahlung kannte oder in Folge grober Fahrlässigkeit nicht 
kannte. 

17.4 Verjährung  

Die Ansprüche aus dem Versicherungsvertrag verjähren in 
drei Jahren. Die Verjährung beginnt mit dem Schluss des 
Jahres, in dem der Anspruch entstanden ist und der Gläubiger 
von den Anspruch begründenden Umständen und der Person 
des Schuldners Kenntnis erlangt. Die grob fahrlässige Un-
kenntnis steht der Kenntnis gleich.  

Ist ein Anspruch aus dem Versicherungsvertrag bei dem Ver-
sicherer angemeldet worden, zählt bei der Fristberechnung der 
Zeitraum zwischen Anmeldung und Zugang der in Textform (z. 
B. E-Mail, Telefax oder Brief) mitgeteilten Entscheidung des 
Versicherers beim Anspruchsteller nicht mit. 

Im Übrigen richtet sich die Verjährung nach den allgemeinen 
Vorschriften des Bürgerlichen Gesetzbuchs. 

17.5 Örtlich zuständiges Gericht  

 Klagen gegen den Versicherer oder Versicherungsver-a.
mittler  

Für Klagen aus dem Versicherungsvertrag gegen den Versi-
cherer oder den Versicherungsvermittler bestimmt sich die 
gerichtliche Zuständigkeit nach dem Sitz des Versicherers 
oder seiner für den Versicherungsvertrag zuständigen Nieder-
lassung.  

Ferner ist auch das Gericht zuständig, in dessen Bezirk der 
Versicherungsnehmer zur Zeit der Klageerhebung seinen Sitz, 
den Sitz seiner Niederlassung oder seinen Wohnsitz oder, in 
Ermangelung eines solchen, seinen gewöhnlichen Aufenthalt 
hat. 

Verlegt jedoch der Versicherungsnehmer nach Vertrags-
schluss seinen Sitz, den Sitz seiner Niederlassung, seinen 
Wohnsitz oder, in Ermangelung eines solchen, seinen ge-
wöhnlichen Aufenthalt ins Ausland, sind die Gerichte des 
Staates zuständig, in dem der Versicherer seinen Sitz hat. 

 Klagen gegen Versicherungsnehmer  b.

Für Klagen aus dem Versicherungsvertrag gegen den Versi-
cherungsnehmer bestimmt sich die gerichtliche Zuständigkeit 
nach dem Sitz, dem Sitz der Niederlassung oder dem Wohn-
sitz des Versicherungsnehmers; fehlt ein solcher, nach seinem 
gewöhnlichen Aufenthalt. 

Sind der Wohnsitz oder gewöhnliche Aufenthalt im Zeitpunkt 
der Klageerhebung nicht bekannt, bestimmt sich die gerichtli-
che Zuständigkeit für Klagen aus dem Versicherungsvertrag 
gegen den Versicherungsnehmer nach dem Sitz des Versiche-
rers oder seiner für den Versicherungsvertrag zuständigen 
Niederlassung. 

17.6 Anzuwendendes Recht  

Für diesen Vertrag gilt deutsches Recht. 

17.7 Embargobestimmung  

Es besteht – unbeschadet der übrigen Vertragsbestimmungen 
– Versicherungsschutz nur, soweit und solange dem keine auf 
die Vertragsparteien direkt anwendbaren Wirtschafts-, Han-
dels- oder Finanzsanktionen bzw. Embargos der Europäischen 

Union oder der Bundesrepublik Deutschland entgegenstehen.  

Dies gilt auch für Wirtschafts-, Handels- oder Finanzsanktio-
nen bzw. Embargos, die durch die Vereinigten Staaten von 
Amerika im Hinblick auf den Iran erlassen werden, soweit dem 
nicht europäische oder deutsche Rechtsvorschriften entge-
genstehen. 

 




